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1. Vorwort des Finanzsenators 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie nehmen als Vertreterin oder Vertreter der Freien und Hansestadt 

Hamburg (FHH) in einem unserer öffentlichen Unternehmen eine sehr 

wichtige und spannende Aufgabe für die Stadt wahr. Hierfür möchte 

ich Ihnen danken und Ihnen für Ihre Aufgabe viel Erfolg und Geschick wünschen! 

Dieses Handbuch zeigt Ihnen die Besonderheiten in Ihrer Rolle als Mitglied im Aufsichtsorgan (Auf-

sichtsrat oder vergleichbares Überwachungsorgan) eines öffentlichen Unternehmens auf. Als Mitglied 

des Aufsichtsorgans überwachen und beraten Sie die Geschäftsführung in ihrem Handeln und unter-

stützen damit die FHH als Anteilseigner in der Wahrnehmung ihrer Interessen. Um Ihnen diese Aufgabe 

zu erleichtern, gibt Ihnen dieses Handbuch praktische Hinweise im Zusammenspiel mit Ihrem Unter-

nehmen und dem Beteiligungsmanagement und einen Überblick über Ihre Rechte und Pflichten als 

Mitglied eines Aufsichtsorgans. 

Neben den „klassischen“ öffentlich-rechtlich organisierten Unternehmen beteiligt sich Hamburg eben-

falls an privatwirtschaftlichen juristischen Personen, wenn ein wichtiges staatliches Interesse vorliegt. 

Die häufigste Rechtsform bei unseren Unternehmen ist die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

(GmbH). Der Kern der öffentlichen Unternehmen mit einer Beteiligungsquote von über 50% sichert die 

Infrastruktur unserer Stadt und versorgt unsere Bevölkerung mit Dienstleistungen, die in der ge-

wünschten Form von privater Seite nicht angeboten werden würden. Diese Unternehmen der Daseins-

vorsorge übernehmen damit sehr wichtige Aufgaben für die Bürgerinnen und Bürger und die Wirt-

schaft in Hamburg. Auch weitere Interessen, wie die Sicherung von Arbeitsplätzen oder die Stärkung 

unseres Wirtschaftsstandorts Hamburg, können im Einzelfall eine staatliche Beteiligung rechtfertigen. 

In diesem Sinne hat sich die FHH über die Konzernholding HGV Hamburger Gesellschaft für Vermö-

gens- und Beteiligungsmanagement mbH (HGV)1 wiederholt auch an privaten Unternehmen beteiligt, 

um Entwicklungen zum Nachteil unserer Stadt vorzubeugen. 

Durch unsere Aufsichtsräte oder andere entsprechende Überwachungsorgane wird unser angemesse-

ner Einfluss sichergestellt. Ihrer Arbeit im Aufsichtsorgan fällt daher eine große Bedeutung zu. Als 

Mitglied eines Aufsichtsorgans sollen Sie diejenigen Mindestkenntnisse und -fähigkeiten besitzen oder 

sich aneignen, die es braucht, um alle normalerweise anfallenden Geschäftsvorgänge auch ohne 

fremde Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen zu können. Um für diese Aufgabe gerüstet zu sein, 

stellen wir Ihnen unter anderem im folgenden Handbuch die Rechte, Pflichten und Gesetze der FHH 

vor. 

Ihr 

Dr. Andreas Dressel  

                                                
1  S. http://www.hgv.hamburg.de/. 
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Abkürzungsverzeichnis 

 
Abs. Absatz 

AG Aktiengesellschaft 

AktG Aktiengesetz 

AN Arbeitnehmer/-in 

AöR Anstalt öffentlichen Rechts 

AR Aufsichtsrat 

Art. Artikel 

Aufl. Auflage 

Bd. Band 

bspw. beispielsweise 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BGH Bundesgerichtshof 

BGHZ  Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen  

BVerfG Bundesverfassungsgericht 

BvE 

 

Registerzeichen des Bundesverfassungsgerichts für Verfassungsstreitig-

keiten zwischen Bundesorganen 

BVerfGE Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

BVerwG Bundesverwaltungsgericht 

bzw. beziehungsweise 

CMS Compliance Management System 

D&O-Versi-

cherung 

Directors and Officers Versicherung 

 

DrittelbG Drittelbeteiligungsgesetz 

etc. et cetera 

FB Finanzbehörde 

f. folgend 

ff. fortfolgend  

FHH Freie und Hansestadt Hamburg 

f & w f & w fördern & wohnen AöR 

GG Grundgesetz 

ggf. gegebenenfalls 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GmbHG GmbH-Gesetz 

GmbHR GmbH-Rundschau 
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GO Geschäftsordnung 

GPR Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm des Senats der FHH 

HCGK Hamburger Corporate Governance Kodex 

HGB Handelsgesetzbuch 

HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz 

HGV 

 

HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanage-

ment mbH 

HmbGleiG Hamburgisches Gleichstellungsgesetz 

HmbGremBG Hamburgisches Gremienbesetzungsgesetz 

HmbGVBl Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

HPA Hamburg Port Authority AöR 

HSE  Hamburger Stadtentwässerung AöR 

HV Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 

IFBG Gesetz über die Hamburgische Investitions- und Förderbank 

insb. Insbesondere 

i.S.d. im Sinne der/des  

i.V.m. in Verbindung mit 

KdöR Körperschaft des öffentlichen Rechts 

KWG Kreditwesengesetz 

LHO Landeshaushaltsordnung 

MitbestG Mitbestimmungsgesetz 

MüKo Münchener Kommentar 

NJW Neue Juristische Wochenschrift 

Nr. Nummer 

NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 

öU öffentliches Unternehmen/öffentliche Unternehmen 

Rn. Randnummer 

RRL Rahmenrichtlinie 

S. Satz 

SenDrs. Senatsdrucksache 

SköU Senatskommission für öffentliche Unternehmen 

sog. Sogenannt(e/es/er) 

SRH Stadtreinigung Hamburg AöR 

TV-L  Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder   

u. a. unter anderem 

UKE  Universitätsklinikum Hamburg Eppendorf KdöR 
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u. U. unter Umständen 

vgl. vergleiche 

VV Verwaltungsvorschrift(en) 

Ziff. Ziffer 

ZR  

 

Registerzeichen des Bundesgerichtshofs für Revisionsverfahren in Zivilsa-

chen 

z.B. zum Beispiel 
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2. Einführung 

In den folgenden Kapiteln erhalten Sie einen Einblick über die Organisation des Aufsichtsrats in 

einem hamburgischen öffentlichen Unternehmen und das interne Gefüge der Gesellschaften in der 

FHH. Im Anschluss werden Aussagen zu den allgemeinen Anforderungen und die Ausgestaltung 

Ihres Mandats sowie der grundlegenden internen Organisation eines Aufsichtsrats getroffen. 

Der Hamburger Corporate Governance Codex (HCGK) bildet den Ausgangspunkt des vorliegen-

den Handbuchs über die Organisation und Funktion von Aufsichtsräten bzw. Aufsichtsorganen. 

Dieser ist in der jeweils aktuellen Fassung in der Anlage beigefügt. 

Zum besseren Verständnis werden in diesem Handbuch die Bezeichnungen „Geschäftsführung“ 

und „Aufsichtsrat“ verwendet, unabhängig davon, ob das Leitungs- und/oder das Kontrollorgan 

bei einzelnen Unternehmen ggf. eine andere Bezeichnung trägt. Der Begriff des „Gesellschafts-

vertrages“ steht sinnbildlich ebenfalls für die abhängig von der Rechtsform gängigen Bezeichnun-

gen Satzung oder Anstaltserrichtungsgesetz. 

3. Steuerung der öffentlichen Unternehmen durch die FHH 

3.1 Grundsatz der Steuerung über einen Aufsichtsrat 

Die FHH als Gesellschafterin steuert gemäß Ziffer 2.3 HCGK ihre öffentlichen Unternehmen primär 

über ihre Aufsichtsräte. 

 

Der Geltungsbereich des HCGK ist der Präambel des HCGK zu entnehmen. Er gilt dabei grund-

sätzlich für alle Unternehmen, Betriebe oder Stiftungen, an denen die FHH oder die HGV direkt 

mehrheitlich beteiligt sind. 
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Der HCGK entfaltet dabei unmittelbare Bindungswirkung für diesen Unternehmenskreis; Ände-

rungen am HCGK werden im Wege einer Gesellschafteranweisung umgesetzt und von der fachlich 

zuständigen Beteiligungsverwaltung dem Unternehmen übermittelt. 

Darüber hinaus gelten für die Unternehmen selbstverständlich die gesetzlichen Grundlagen unter 

anderem des Aktiengesetzes (AktG) und des GmbH-Gesetzes (GmbHG). Insbesondere die Aufga-

ben, Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats und seiner Mitglieder sind im Aktienrecht in den §§ 95 

bis 116 AktG weitgehend geregelt. Über den Verweis des § 52 GmbHG bzw. die entsprechende 

Aufnahme in den Anstaltserrichtungsgesetzen oder die jeweilige „Unternehmensverfassung“ gel-

ten diese Vorschriften grundsätzlich auch für die Aufsichtsräte von GmbH und Anstalten. Sie bil-

den daher die Grundlage der hiesigen Darstellungen. Zu beachten sind aber mögliche Abweichun-

gen im konkreten Gesellschaftsvertrag Ihres Unternehmens. Sie werden daher gebeten, diese zu-

sätzlich zu diesem Leitfaden zur Kenntnis zu nehmen. 

3.2 Grundlagen der Unternehmensbeteiligung oder -gründung seitens der 
FHH 

Für die Beteiligung der FHH an einem privatrechtlichen Unternehmen und für die Gründung eines 

solchen ist die Landeshaushaltsordnung (LHO) bindend. Hiernach muss nicht nur ein wichtiges 

staatliches Interesse vorliegen, sondern es muss zudem ein „angemessener Einfluss“ der FHH 

über das Unternehmen und dafür insbesondere im Aufsichtsrat gesichert sein. Hierfür ist das Zu-
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sammenspiel aus § 65 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 6 LHO für eine geordnete und regelkonforme Beteili-

gungsverwaltung mittels Aufsichtsrat über eine Gesellschaft elementar. 

Die FHH steuert ihre Unternehmen primär dezentral über die jeweils zuständige Fachbehörde. Dies 

wird als „Verantwortungsmodell“ bezeichnet, vgl. Ziffer 2.2 HCGK. Wirtschaftlich bedeutende 

Unternehmen werden gemeinsam durch die Fachbehörde und die Finanzbehörde gesteuert, wel-

ches als „erweitertes Verantwortungsmodell“ bezeichnet wird. 

 

Auf Basis des Verantwortungsmodells soll durch die zuständigen Fachbehörden der FHH ein an-

gemessener Einfluss der Stadt auf das jeweilige Unternehmen gewährleistet werden. Mittels des 

„angemessenen Einflusses“ soll der FHH stets die Möglichkeit gegeben sein, ihre Beteiligungen im 

Sinne öffentlicher Interessen auszugestalten. 

Die von der FHH bestellten Mitglieder des Aufsichtsrats haben gemäß der LHO diese Interessen 

zu berücksichtigen. 
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4. Organisation des Aufsichtsrats in öffentlichen Unternehmen 

4.1 Grundlagen des Aufsichtsratsmandats 

Wer in den Aufsichtsrat gewählt oder berufen wird und welche Zusammensetzung ein Aufsichts-

rat hat, richtet sich in erster Linie nach dem Gesetz. Bei einem fakultativen Aufsichtsrat sind zwar 

abweichende Regelungen möglich, gleichwohl gilt in jedem Aufsichtsrat grundsätzlich ein ver-

gleichbares Anforderungsprofil für alle Aufsichtsratsmitglieder. Eine Vielzahl von bindenden ge-

setzlichen Vorgaben besteht auch hinsichtlich der zahlenmäßigen Zusammensetzung des Gremi-

ums und der Berücksichtigung der Vertreter der Arbeitnehmerseite. Im Folgenden wird Ihnen der 

Regelfall kurz dargestellt, siehe im Übrigen auch Ziffern 5.4 ff. HCGK. 

4.1.1 Wann gibt es einen Aufsichtsrat? 

Ein Aufsichtsrat ist immer dann zu bilden, wenn dies gesetzlich vorgegeben ist. Das ist bei einer 

Aktiengesellschaft (AG) gemäß §§ 95 ff. AktG der Fall und bei GmbHs, die der Mitbestimmung 

unterliegen. Ob eine GmbH mitbestimmt ist, richtet sich nach dem Drittelbeteiligungsgesetz (Drit-

telbG) und dem Mitbestimmungsgesetz (MitbestG). 
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Das DrittelbG statuiert einen obligatorischen Aufsichtsrat, wenn in der Regel mehr als 500 Ar-

beitnehmer beschäftigt werden.2 Die FHH ermöglicht zudem, dass Unternehmen bereits ab einer 

Mitarbeiterzahl von mindestens 100 Arbeitnehmern die Regelungen des DrittelbG anwenden kön-

nen.3 Im Aufsichtsrat müssen ein Drittel Arbeitnehmervertreter sitzen.4 Nach dem MitbestG muss 

grundsätzlich in einer GmbH mit mehr als 2000 Arbeitnehmern ein paritätisch besetzter Auf-

sichtsrat (50:50) bestellt werden.5 

Für alle übrigen Fälle gilt der Aufsichtsrat als fakultativ. Da die FHH ihre Unternehmen grundsätz-

lich über den Aufsichtsrat steuert, ist auch bei Unternehmen die nach Gesellschaftsrecht keinen 

obligatorischen Aufsichtsrat benötigen, ein solcher fakultativer Aufsichtsrat die Regel. Für diese 

sollen gemäß Mustergesellschaftsvertrag die gleichen Vorschriften wie für den obligatorischen 

Aufsichtsrat entsprechend gelten. Damit ist der erforderliche Einfluss der FHH, gemäß der LHO, 

auch für diese Unternehmen gewährleistet. 

Grundsätzlich unterliegt daher der Aufsichtsrat einer GmbH den gleichen Regeln, wie der einer 

AG. Seine wesentliche Funktion ist auch hier die Überwachung und Beratung der Geschäftsfüh-

rung sowie Zustimmung zu bestimmten Geschäftsvorfällen. 

4.1.2 Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder 

Die Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder richtet sich danach, ob eine AG, eine mitbestimmte GmbH 

oder ein rein fakultativer Aufsichtsrat vorliegt. 

Der § 95 AktG sieht mindestens drei Aufsichtsratsmitglieder vor. Im Gesellschaftsvertrag kann 

jedoch eine höhere Zahl festgelegt werden, wobei gemäß § 95 S. 4 AktG je nach Grundkapital ge-

wisse Grenzen bestehen. Etwas Vergleichbares gilt für den Aufsichtsrat nach dem DrittelbG, wo-

bei hier zusätzlich die Anzahl der Aufsichtsmitglieder durch drei teilbar sein muss.6 Bei Gesell-

schaften, die dem MitbestG unterliegen, müssen je nach Anzahl ihrer Beschäftigten jeweils sechs, 

acht oder zehn Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner und Beschäftigten vorhanden sein.7 

Etwas anderes gilt beim fakultativen Aufsichtsrat. Grundsätzlich gilt für diesen ebenfalls 

§ 95 AktG, wobei aufgrund des fakultativen Charakters die Mitgliederzahl etwas freier im Gesell-

schaftsvertrag bestimmt werden kann. 

                                                
2  § 1 Abs. 1 Nr. 3 DrittelbG. 
3  SenDrs. 1176/1984 i.V.m. SenDrs. 2004/979 zur freiwilligen Anwendung der Drittelparität gemäß DrittelbG in öffentlichen Un-

ternehmen mit Aufsichtsorgangen mit mindestens 100 Arbeitnehmern. 
4  § 4 Abs. 1 DrittelbG. 
5  § 1 Abs. 1 MitbestG. 
6  § 95 S. 3 AktG i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 DrittelbG. 
7  § 7 Abs. 1 S. 1 MitbestG. 
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Für die FHH ist zu vermeiden, unnötig große Aufsichtsräte zu bilden. Je nach Unternehmensgröße 

wird eine Besetzung mit drei bis zwölf Mandatsträgern empfohlen und im Gesellschaftsvertrag 

festgelegt. Die Besetzung erfolgt dabei nach Maßgabe des Hamburgischen Gremienbesetzungs-

gesetzes (HmbGremBG)8, um eine gleichberechtigte Vertretung von Frauen und Männern in den 

Aufsichtsgremien der öffentlichen Unternehmen zu erreichen; siehe auch Kapitel 4.1.3. 

4.1.3 Geschlechterparitätische Besetzung – Diversity 

Der Senat setzt sich für eine gerechte Teilhabe von Frauen und Männern ein. Bei der Besetzung 

von Aufsichtsräten und vergleichbaren Gremien sind insbesondere die (gesetzlichen) Vorgaben 

des HmbGremBG zu beachten und einzuhalten. Maßgeblich für die damit verbundenen Beset-

zungsfragen im Bereich der FHH sind das Bundesgesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von 

Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst 

vom 24.4.2015 sowie das Hamburgische Gleichstellungsgesetz9 (HmbGleiG) für die Geschäfts-

leiterpositionen und das HmbGremBG. 

Das HmbGleiG bezieht sich auf 

• juristische Personen des öffentlichen Rechts (direkte Anwendung des Gesetzes), 

• Mehrheitsbeteiligungen an juristischen Personen des Privatrechts oder an Personengesell-

schaften (Sicherstellung der sinngemäßen Anwendung) und 

• Minderheitsbeteiligungen und Aktiengesellschaften (Hinwirkungspflicht auf sinngemäße An-

wendung). 

Das Bundesgesetz gilt für alle privatrechtlich organisierten Unternehmen, die der Mitbestimmung 

(MitbestG oder DrittelbG) unterliegen, das heißt Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten. 

Für öffentlich-rechtlich organisierte Unternehmen (insbesondere Anstalten öffentlichen Rechts 

(AöR) oder Körperschaften des öffentlichen Rechts (KdöR)) entfaltet das Bundesgesetz im Ge-

gensatz zum HmbGleiG grundsätzlich keine Bindungswirkung. 

Hamburg hat sich bei einigen Unternehmen dieser öffentlich-rechtlichen Organisationsform be-

dient, von denen derzeit folgende mehr als 500 Beschäftigte haben: HPA, SRH, UKE, f & w sowie 

HSE. Die rechtliche Ausformung dieser Unternehmen orientiert sich bereits überwiegend am 

GmbHG, so dass auch diese Gesellschaften unter dieses Gesetz fallen und durch einen Beschluss 

der Senatskommission für öffentliche Unternehmen (SköU) entsprechend angewiesen wurden. 

Auch sie haben somit Zielgrößen für den Frauenanteil sowohl in der Geschäftsführung als auch im 

                                                
8  Gesetz über die Besetzung von Gremien im Einflussbereich der Freien und Hansestadt Hamburg mit Frauen und Männern (Ham-

burgisches Gremienbesetzungsgesetz - HmbGremBG), vom 17. Dezember 2013; HmbGVBl. 2013, S. 538. 
9  Hamburgisches Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst (Hamburgisches Gleichstellungsgesetz 

- HmbGleiG), vom 2. Dezember 2014; HmbGVBl. 2014, S. 495. 

http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?nid=0&showdoccase=1&doc.id=jlr-GremBGHArahmen&st=lr
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-GleichstGHA2015rahmen
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?nid=0&showdoccase=1&doc.id=jlr-GremBGHArahmen&st=lr
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-GleichstGHA2015rahmen
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Aufsichtsrat festzulegen. Grundsätzlich trägt der Aufsichtsrat dafür die Verantwortung (vgl. § 

111 Abs. 5 S. 1 AktG, § 52 Abs. 2 S. 2 GmbHG). 

Ferner soll jedes öffentliche Unternehmen ebenfalls Zielgrößen für den Frauenanteil in den beiden 

obersten Führungsebenen unterhalb der Geschäftsleitung festlegen (vgl. § 76 Abs. 4 AktG, § 36 

GmbHG). Aktuell gilt die Fortschreibung des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms des 

Senats der Freien und Hansestadt Hamburg (GPR 2017), Bürgerschaftsdrucksache 21/11341.10 

Zuständig für die Umsetzung ist die Geschäftsführung; dem Aufsichtsrat obliegt insofern ein be-

sonderes Beratungs- und Überwachungsmandat im Sinne der von der FHH formulierten Leitlinien: 

- die gleichberechtigte Teilhabe an wichtigen Gütern, 

- eine adäquate Teilnahme an Gestaltung und Entscheidung, 

- die Auflösung der geschlechterstereotypen Rollenerwartungen, 

- eine Gestaltung von Struktur und Kultur ohne Geschlechterstereotypen, 

- eine ausgeglichene Verteilung von Belastungen sowie 

- die geschlechtergerechte Verteilung der öffentlichen Mittel und staatlichen Leistungen. 

Zentrales Ziel der Gleichstellungspolitik ist es, Diskriminierungen und Ungleichbehandlungen der 

Geschlechter in allen Lebensbereichen zu vermeiden und zu beseitigen. Bedeutsam ist dies auch 

bei der Verwendung von Sprache und Bildern. 

Um die Maßnahmen zur Gleichstellung der Geschlechter gezielt umsetzen zu können, sieht das 

HambGleiG insbesondere eine Bestellung mindestens einer/s Gleichstellungsbeauftragten sowie 

die Erstellung eines Gleichstellungsplanes mit Zielvorgaben und Maßnahmen zur Erreichung die-

ser Ziele vor. 

In Bezug auf die allgemeinen Grundsätze der Gleichberechtigten Teilhabe im Unternehmen soll 

der Aufsichtsrat die Geschäftsführung begleiten und beratend unterstützen. Dies betrifft in allen 

Bereichen des Unternehmens vor allem die Aspekte: 

- chancengleicher Zugang zu Arbeit und Beschäftigung 

- Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

- verstärkte Förderung von Frauen in Führungspositionen auf allen Funktionsebenen. 

Daneben wünscht die FHH, dass die öffentlichen Unternehmen – soweit möglich – die verstärkte 

Einbeziehung von Menschen mit Migrationshintergrund in Auswahl- und Besetzungsverfahren 

vorsehen, um ihnen eine bessere Teilhabe in bislang unterrepräsentierten Bereichen der FHH zu 

ermöglichen. Auf die diesbezügliche Regelung der Ziffer 2.4 HCGK i.V.m. der ‘Fortschreibung des 

                                                
10  GPR 2017; BürgerschaftsDrs. 21/11341. 

https://www.hamburg.de/contentblob/10120548/8b8b83aa199441abf68023cac68d3fe6/data/d-fortschreibung-des-gleichstellungspolitischen-rahmenprogramms-des-senats-der-freien-und-hansestadt-hamburg.pdf
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Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg‘ 

(GPR 2017; Bürgerschaftsdrucksache. 21/11341) und dem ‘Hamburger Integrationskonzept „Wir 

in Hamburg! Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt“‘ (Bürgerschaftsdrucksache 

21/10281) wird ausdrücklich hingewiesen. 

Darüber hinaus sind die im HmbGremBG genannten Stellen der FHH verpflichtet, Mitglieder nach 

Maßgabe von § 3 Abs. 1 S. 2 HmbGremBG gleichberechtigt zu benennen. 

 

Es obliegt der SköU hierzu die entsprechenden Maßnahmen vorzunehmen und Beschlüsse herbei-

zuführen. Maßgeblich ist dabei nur die Gruppe der Senatsvertreterinnen und –vertreter, weil der 

Senat bei der Besetzung von Aufsichtsratsmandaten nur über die Benennung dieser Mitglieder 

direkt entscheiden kann. Für den Fall, dass die Vorgaben des HmbGremBG bezüglich der Senats-

vertreterinnen und –vertreter zwar eingehalten, im Gesamtgremium aber verfehlt werden, strebt 

die FHH darüber hinaus auch an, eine gleichberechtigte Besetzung des Gesamtgremiums nach den 

Vorgaben des HmbGremBG zu erreichen. 
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4.1.4 Persönliche Voraussetzungen 

Bezüglich der persönlichen Anforderungen gelten die Grundregeln des Aktienrechts ebenfalls für 

die obligatorischen Aufsichtsräte der mitbestimmten GmbH und die fakultativen Aufsichtsräte. 

 



Hamburgs Aufsichtsräte 

18 | 

 

Eindeutig kein Mitglied des Aufsichtsrats kann sein, wer der Geschäftsführung angehört, dauern-

der Vertreter der Geschäftsführung, Prokurist oder zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter 

Handlungsbevollmächtigter ist (§ 105 Abs. 1 AktG). Dies folgt aus dem Grundsatz der Funktions-

trennung zwischen Geschäftsführung und Überwachungsorgan („dualistisches System“); denn: 

„Niemand kann sich selbst überwachen.“ 

Außerdem sollte ein Aufsichtsratsmitglied keine leitende Funktion in einem Wettbewerberunter-

nehmen, die im gleichen Marktsegment konkurrierend tätig sind und eine vergleichbare Marktstel-

lung haben, innehaben.11 Auch wenn diese Regelung beim fakultativen Aufsichtsrat hinterfragt 

werden könnte, so findet sich für die öffentlichen Unternehmen der FHH eine klarstellende Wei-

sung im HCGK, die unter Ziffer 5.4.5 HCGK eine solche Wettbewerbskonstellation eindeutig un-

tersagt. 

 

Die Steuerung der öffentlichen Unternehmen liegt in der Verantwortung des Senats und mithin 

der Exekutive. Abgeordnete der Bürgerschaft und Bedienstete der Bürgerschaftsfraktionen dür-

fen daher als Teil der Legislative nicht als Aufsichtsratsvertreter der FHH eingesetzt werden, da 

sie dem Legislativorgan angehören, vgl. Ziffer 5.4.4 HCGK. 

Neben dem Erfüllen der rechtlichen Anforderungen soll ein Aufsichtsratsmitglied auch eine fach-

liche Qualifikation und die notwendigen Branchenkenntnisse besitzen. Mindestkenntnisse im Be-

reich des Rechnungswesens sollten vorhanden sein oder zumindest zeitnah erworben werden. Als 

Aufsichtsratsmitglied sollten Sie in der Lage sein, alle regelmäßig anfallenden Geschäftsvorgänge 

ohne fremde Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen zu können. Die Rechtsprechung hat 

                                                
11  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 100, Rn. 82f. 
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hierzu wichtige Maßstäbe gesetzt. Im sog. „Hertie-Urteil“ wird vom Bundesgerichtshof ausdrück-

lich ausgeführt, dass „mit [dem] Gebot persönlicher und eigenverantwortlicher Amtsausübung […] vo-

rausgesetzt [ist], dass ein Aufsichtsratsmitglied diejenigen Mindestkenntnisse und -fähigkeiten besit-

zen oder sich aneignen muss, die es braucht, um alle normalerweise anfallenden Geschäftsvorgänge 

auch ohne fremde Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen zu können.“12 

Darüber hinaus sind weitere Kenntnisse über die Branche und deren Besonderheiten zur Beurtei-

lung komplizierter oder besonderer Unternehmensprobleme erforderlich; an den/die Vorsit-

zende/n des Aufsichtsrats und der jeweiligen Fachausschüsse sind hierbei grundsätzlich beson-

dere Anforderungen gestellt. In Einzelfällen wird zudem eine besondere Sachkunde ausdrücklich 

vorgeschrieben (bspw. im Kreditwesengesetz (KWG) für Kreditinstitute).  

Jedes Organmitglied trifft daher die Pflicht, sich selbst fortzubilden oder an Fortbildungsmaß-

nahmen des Unternehmens oder qualifizierter externer Dienstleister teilzunehmen sowie den 

Wirtschaftsverlauf der jeweiligen Branche und das Unternehmensumfeld zu verfolgen. Dies erfor-

dert u. a. auch eine ausreichend zeitliche Verfügbarkeit. Näheres hierzu finden Sie hierzu im Kapi-

tel 5.2.5. 

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, soll, unabhängig von § 100 Abs. 2 AktG, die Zahl 

der Aufsichtsratsmandate einer Person auf insgesamt 10 Mandate, davon höchstens 5 Vorsitze 

des Aufsichtsrats oder eines seiner Ausschüsse, begrenzt werden. Nach Ziffer 5.4.7 HCGK gilt 

diese Grenze allgemeinverbindlich für die öffentlichen Unternehmen der FHH und alle Arten von 

Mandaten in Aufsichtsorganen. 

Die FHH verfolgt hierbei eine striktere Ausrichtung als es im AktG als Mindestanforderung vorge-

sehen ist. Hintergrund ist, dass aus Sicht der FHH für die Mandatswahrnehmung und -ausübung 

                                                
12  BGHZ 85, 293. 
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sowie die Sitzungsvor- und -nachbereitung jedem Aufsichtsratsmitglied ausreichend Zeit zur Ver-

fügung stehen soll, um eine sachgerechte und zielgerichtete Mandatsausübung zu ermöglichen. 

4.1.5 Mandatserlangung – Wahl bzw. Entsendung 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden im Fall der AG gemäß § 101 AktG von der Hauptver-

sammlung, im Fall der GmbH nach § 47 GmbHG von der Gesellschafterversammlung gewählt. Das 

Aufsichtsratsmitglied kann die Wahl gegenüber dem Bestellungsorgan ausdrücklich oder auch 

konkludent durch Aufnahme der Tätigkeit annehmen.13 

Nach § 101 Abs. 2 AktG kann die Satzung jedoch bestimmten Aktionären oder den jeweiligen In-

habern bestimmter Aktien das Recht einräumen, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu entsenden. In 

geeigneten Fällen wird ein Entsendungsrecht der FHH im Gesellschaftsvertrag festgelegt. Der 

Vorschlag für die von der FHH zu bestimmenden Aufsichtsratsmitglieder erfolgt durch die zustän-

dige Fachbehörde; die Auswahl erfolgt dann durch die SköU. Die Geschäftsführung soll an dem 

Auswahlvorgang nicht beteiligt werden.  

Bei Unternehmen, die unter das erweiterte Verantwortungsmodell fallen, muss ein/e Vertreter/in 

der Finanzbehörde dem Aufsichtsrat angehören und ist in den Finanzausschuss oder einen ver-

gleichbaren Ausschuss zu entsenden, Ziffern 2.2 und 5.3.2 HCGK. Die Fachbehörde hat das Vor-

schlagsrecht für den Aufsichtsratsvorsitzenden. Besteht ein Finanz-, Prüfungs- und/oder Beteili-

gungsausschuss, so übernimmt grundsätzlich der/die Vertreter/in der Finanzbehörde dort den 

Vorsitz. 

Die Benennung von Aufsichtsratsmitgliedern bei unmittelbaren Beteiligungen der FHH oder der 

HGV (mit einer Beteiligung von mindestens 50 %) bedarf eines Beschlusses der SköU, der von der 

zuständigen Fachbehörde unter Berücksichtigung der nachfolgenden Grundsätze herbeizuführen 

ist. 

Die FHH will nicht nur die Interessen über „eigene“ Senatsmitglieder, Verwaltungsmitarbeiter oder 

andere hamburgische Bedienstete in das Unternehmen einbringen, sondern zur Vertretung ham-

burgischer Interessen auch „externe“ Dritte in die Aufsichtsratstätigkeit einbeziehen, um verwal-

tungsexternen Sachverstand für die öffentlichen Unternehmen zu gewinnen, Ziffer 5.4.1 HCGK. 

Dies gilt sowohl im Hinblick auf die fachliche Steuerung (Unternehmensgegenstand) als auch im 

Hinblick auf die wirtschaftliche Steuerung. 

                                                
13  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl., Bd.2, § 101, Rn. 61f. 
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Parallel wurde seitens der FHH die dafür erforderliche Kompetenz und die mit der Aufgabe ver-

bundene Verantwortung der Aufsichtsräte öffentlicher Unternehmen akzentuiert. Die Weiterent-

wicklung des HCGK hat im Übrigen dazu geführt, dass die persönliche Sorgfaltspflicht der Man-

datsträger noch deutlicher als bisher hervorgehoben und das Bewusstsein für die Verantwortung 

als Aufsichtsratsmitglied geschärft wird. 

Die Wahl / Entsendung (sachverständiger) Dritter in Aufsichtsräte macht deren Einbeziehung in 

den Willensbildungsprozess der FHH erforderlich, um ihnen die Hintergründe, die Ziele und die 

Ausrichtung darzulegen. Der Abstimmungsprozess mit der zuständigen Beteiligungsverwaltung 

vor und nach einer Aufsichtsratssitzung ist daher ausgesprochen wichtig, um die einheitliche In-

teressenwahrnehmung i.S.d. FHH zu gewährleisten, vgl. Kapitel 5.1.4. und 4.3.4.  

4.1.6 Dauer der Amtszeit, Wiederwahl und Beendigung 

Die Dauer der Amtszeit ist bei AGs faktisch auf höchstens fünf Jahre festgesetzt, eine kürzere 

Mandatszeit ist möglich.14 In einem fakultativen Aufsichtsrat wird die Amtszeit durch den Gesell-

schaftsvertrag festgelegt; der durch § 102 AktG gesetzte zeitliche Rahmen ist zu beachten.15 

Die Wiederbestellung/-wahl ist grundsätzlich zulässig. Vor dieser ist seitens der Beteiligungsver-

waltung der zuständigen Fachbehörde zu prüfen, ob die oben unter Kapitel 4.1.4 genannten Vo-

raussetzungen in der Person oder der/des Mandatsträgerin/Mandatsträgers noch vorliegen. 

                                                
14  § 102 Abs. 1 AktG: „Aufsichtsratsmitglieder können nicht für längere Zeit als bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt 

werden, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt.“; 
Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl, Bd. 2, § 102, Rn. 11. 

15  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl, Bd. 2, § 102, Rn. 14. 
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Das Amt endet mit dem Ablauf der festgelegten Amtszeit oder umgehend, wenn das Bestellungs-

organ mit einer Dreiviertelmehrheit eine Abberufung beschließt (§ 103 Abs. 1 AktG, 

§ 52 GmbHG). Ebenso können entsandte Mitglieder jederzeit abberufen werden. Liegt ein wichti-

ger Grund für die Abberufung vor, so müssen die Aufsichtsratsmitglieder sogar abberufen wer-

den, § 103 Abs. 3 AktG.16 Zudem endet das Amt durch den Tod oder den Verlust der persönlichen 

Voraussetzungen des Aufsichtsratsmitglieds sowie durch Erlöschen, Verschmelzung, Aufspaltung 

oder Vollbeendigung der Gesellschaft. 

Das Aufsichtsratsmitglied kann selbst seine Amtszeit beenden, indem es das Amt niederlegt. Die 

Amtsniederlegung muss ausdrücklich gegenüber der Gesellschaft, vertreten durch die Geschäfts-

führung, erklärt werden. Sie kann jederzeit und ohne Angabe von Gründen erfolgen. Eine parallele, 

unmittelbare Mitteilung an die/den Vorsitzende/n des Aufsichtsrats sowie das zuständige Betei-

ligungsmanagement ist geboten und hilfreich, um die ordnungsgemäße Funktionsweise und Or-

ganisation des Gremiums nicht negativ zu beeinflussen. Allerdings sollte die Niederlegung nicht 

zur Unzeit geschehen.17 Eine Niederlegung in einer akuten Krise des Unternehmens ist zwar wirk-

sam, wird aber regelmäßig als pflichtwidrig angesehen und kann zu einer Schadenersatzpflicht des 

betreffenden Mitglieds führen.18 

Grundsätzlich kann gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern für ein oder mehrere bestimmte 

Mitglieder jeweils ein Ersatzmitglied bestellt werden, das bei Ausscheiden des betreffenden Mit-

glieds für dessen restliche Amtszeit als Aufsichtsratsmitglied an dessen Stelle tritt. Tritt dieser 

Fall nicht ein, erlischt das Amt des Ersatzmitglieds spätestens mit Ablauf der Amtszeit des weg-

gefallenen Aufsichtsratsmitglieds, vgl. § 102 Abs. 2 AktG. 

Im Falle vorzeitigen Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitglieds kann darüber hinaus ein neues 

Mitglied nur für den Rest der Amtszeit des Aufsichtsrats gewählt, berufen oder bestellt werden, 

vgl. § 102 Abs. 1 AktG. § 104 AktG ist ebenfalls zu beachten. 

4.1.7 Verantwortung 

Die „Verantwortung“ ist ein wesentliches Kennzeichen der Mandatswahrnehmung und soll das 

Unternehmen schützen. Eine verantwortliche Mandatsausübung ist dabei durch verschiedene Fa-

cetten geprägt, die in diesem Handbuch später vor allem in den Kapiteln 5 und 7 genauer erläutert 

werden. Hier soll der übergreifende Aspekt dieser Verantwortung betrachtet werden. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben die Regeln ordnungsgemäßer Unternehmensführung zu 

                                                
16  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 103, Rn. 33f.  
17  Habersack in MüKo AktG, 4.Aufl., Bd. 2, § 103 Rn. 60. 
18    Hopt/Roth in Der Aufsichtsrat, § 103, Rn. 112. 
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beachten. Verletzen sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmit-

glieds schuldhaft, so haften sie der Gesellschaft gegenüber auf Schadenersatz, vgl. § 116 S. 1 

i.V.m. § 93 Abs. 2, 3 AktG.19 Zur Frage der Haftung siehe Kapitel 6. 

Bei unternehmerischen Entscheidungen liegt keine Pflichtverletzung vor, wenn das Mitglied der 

Geschäftsführung oder des Aufsichtsrats vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage 

angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu handeln (Business Judgement Rule)20; 

vgl. hierzu auch Ziffer 3.6 HCGK. Grundsätzlich sollen Mandatsträger daher regelmäßig an den 

Sitzungen des Aufsichtsrats teilnehmen und diese angemessen vor- und nachbereiten. Falls ein 

Mitglied des Aufsichtsrats in einem Geschäftsjahr nur an der Hälfte oder weniger als der Hälfte 

der Sitzungen des Aufsichtsrats persönlich teilgenommen hat, soll dies im Bericht des Aufsichts-

rats und in der Entsprechenserklärung zum HCGK vermerkt werden, vgl. hierzu auch Ziffer 5.4.8 

HCGK. 

 

4.2 Die innere Ordnung des Aufsichtsrats 

Die innere Organisation des Aufsichtsrats ist in dem sonst streng regulierten Aktienrecht durch-

aus offen formuliert und bietet verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten in der Satzung der AG21 

bzw. im Gesellschaftsvertrag der GmbH oder im Anstaltserrichtungsgesetz der Anstalt. 

                                                
19  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl, Bd. 2, § 116, Rn. 16. 
20  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl, Bd. 2, § 116, Rn. 39 ff. 
21  Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 107 AktG, Rn. 1. 
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Ergänzend zum Gesellschaftsvertrag gibt sich der Aufsichtsrat in der Regel eine Geschäftsord-

nung, wobei er bei ihrem Inhalt an Gesetz und Gesellschaftsvertrag gebunden ist.22 Die FHH sieht 

hierfür in der Regel die Nutzung einer Muster-Geschäftsordnung (Muster-GO) vor. 

Der Aufsichtsrat wird durch eine/n Vorsitzende/n nach außen repräsentiert, einerseits gegenüber 

den anderen Organen des Unternehmens und andererseits gegenüber der Öffentlichkeit. 

4.2.1 Beschlussfassung 

Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss, § 108 Abs. 1 AktG. Ein Beschluss ist die Bildung 

des Organwillens durch Abstimmung über einen Antrag. Diese Willensäußerung muss ausdrück-

lich geschehen. Eine stillschweigende und konkludente Meinungsäußerung ist nicht als Beschluss 

zu werten.23 

Die Beschlussfassung des Aufsichtsrats soll grundsätzlich in offener Abstimmung erfolgen. Bei 

Personalentscheidungen kann die/der Vorsitzende des Aufsichtsrats auf Antrag eines Aufsichts-

ratsmitglieds eine geheime Abstimmung zulassen, wenn schutzwürdige Interessen eines Mitglieds 

dieses erfordern. Die/der Vorsitzende hat die Entscheidung über die Art der Abstimmung nach 

pflichtgemäßem Ermessen zu treffen. 

Im Regelfall sollte eine Sitzung des Aufsichtsrats, bei der eine Beschlussfassung vorgesehen ist, 

als Präsenzsitzung unter persönlicher Teilnahme der Mitglieder stattfinden. Da dies nicht immer 

möglich ist, kann eine Beschlussfassung auf Vorschlag der/des Aufsichtsratsvorsitzenden auch 

schriftlich, per Telefax, per E-Mail mit eingescannter Unterschrift oder fernmündlich durchgeführt 

                                                
22  Drygala in Schmidt, K./Lutter, AktG, 3. Aufl., § 107 AktG, Rn. 2. 
23  Koch in: Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 110 AktG, Rn. 3f. 
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werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren widerspricht. Grundsätzlich soll eine 

fernmündliche Beschlussfassung vermieden werden. 

 

Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er 

nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt 

(§ 108 Abs. 2 S. 2 AktG). In jedem Fall müssen mindestens drei Mitglieder an der Beschlussfassung 

teilnehmen (§ 108 Abs. 2 S. 3 AktG, vgl. auch § 28 MitbestG).24 

Die Aufgaben der einzelnen Mitglieder – insbesondere das Stimm- und Fragerecht – können weder 

übertragen, noch stellvertretende Aufsichtsratsmitglieder dazu bestellt werden. An den Sitzungen 

des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse können jedoch Personen, die dem Aufsichtsrat nicht 

angehören, anstelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen, wenn sie von diesen 

hierzu schriftlich ermächtigt sind und der Aufsichtsrat der Teilnahme zustimmt.  

Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner 

Ausschüsse teilnehmen, indem sie schriftliche Stimmabgaben z.B. über schriftlich ermächtigte 

Personen überreichen lassen (§ 108 Abs. 3 S. 1 AktG). Im Falle einer solchen Stimmbotschaft ist 

allerdings die erforderliche Genauigkeit, Eindeutigkeit und Klarheit zu beachten. Daher ist für 

eine eindeutige Aussage der Stimmbotschaft Sorge zu tragen, die in voller Übereinstimmung mit 

der Beschlussvorlage steht. Probleme werden regelmäßig dann verursacht, wenn 

- die Stimmbotschaft zu unbestimmt im Sinne der Beschlussvorlage ist und z.B. allgemeine 

Freiräume zur Abstimmung in der aktuellen Situation der Sitzung lässt oder  

                                                
24  Hinweis: Die persönliche Teilnahme aller drei Aufsichtsratsmitglieder ist hiermit grade nicht gemeint, sondern deren Mitwirkung 

an der Beschlussfassung, zum Beispiel mittels Stimmbotschaft. 
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- der Beschlusstext in der Sitzung von der zuvor übersandten Beschlussvorlage abweicht, 

die der Stimmbotschaft zugrunde lag. 

Gibt es Zweifel, so ist nach Möglichkeit Rücksprache mit dem betroffenen Aufsichtsratsmitglied 

vor Stimmabgabe zu halten und eine schriftliche Konkretisierung / Korrektur (per E-Mail, Fax) zur 

Verfügung zu stellen und der Stimmbotschaft beizulegen. Andernfalls obliegt es der/dem Vorsit-

zenden, über die Zulässigkeit der Stimmbotschaft zu befinden. 

Der/dem Aufsichtsratsvorsitzende/n kann nicht das Recht eingeräumt werden, allein an Stelle des 

Aufsichtsrats zu entscheiden. Es besteht aber grundsätzlich die Möglichkeit, festzulegen, dass bei 

Stimmengleichheit die Stimme der/des Vorsitzenden den Ausschlag gibt. Bei Gesellschaften, für 

die das Mitbestimmungsgesetz gilt, hat die/der Vorsitzende des Aufsichtsrats in bestimmten Fäl-

len zwei Stimmen (§ 29 Abs. 2 MitbestG). 

4.2.2 Interessenkonflikte und Stimmrechtsausschluss 

Jedes Aufsichtsratsmitglied muss Interessenkonflikte, insbesondere solche, die auf Grund einer 

Beratungs- oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen Geschäfts-

partnern entstehen können, dem Aufsichtsrat gegenüber offen legen. Insbesondere sind dauer-

hafte und wesentliche Interessenkonflikte auch der Gesellschafterin in der Person der zuständigen 

Beteiligungsverwaltung gegenüber anzuzeigen. Diese sollen gemäß Ziffer 5.6.3 HCGK zur Been-

digung des Mandats führen. 

Aufsichtsratsmitglieder, die einem Interessenkonflikt unterliegen, dürfen an der Beschlussfassung 

über diesen Beratungsgegenstand nicht mitwirken (auch nicht im Wege einer schriftlichen Stimm-

abgabe) und sollen auch nicht an der vorhergehenden Beratung teilnehmen. 

Bleiben nach eingängiger Prüfung und bspw. ergänzender Besprechung mit der/dem Aufsichts-

ratsvorsitzenden dennoch Zweifelsfragen, so obliegt es dem betroffenen Mitglied des Aufsichts-

rats, unter Beachtung der Treuepflicht gegenüber dem Unternehmen, diese Entscheidung persön-

lich zu treffen und ggf. bei der Sachentscheidung mit ‚Enthaltung‘ zu votieren. Das Zusammenfal-

len von Aufsichtsratsmandat und Tätigkeit für die FHH – selbst für die beteiligungsführende Be-

hörde – stellt grundsätzlich keinen stimmrechtsausschließenden Interessenkonflikt dar, da keine 

persönlichen, sondern maximal Gesellschafterinteressen verfolgt werden. Da das Gesellschaftsin-

teresse auch auf andere Weise als über den Aufsichtsrat durchgesetzt werden kann, ist ein sol-

ches Zusammenfallen grundsätzlich unproblematisch und auch im öffentlichen Interesse geboten 

(siehe dazu auch § 65 Abs. 6 LHO). 
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Der/dem Aufsichtsratsvorsitzenden kommt hierbei eine wichtige Funktion zu, da sie/er stets die 

Interessen des einzelnen Mitglieds mit jenen der Gesellschaft abwägen muss. Sie/er soll bei den 

sich daraus ergebenden Fragen den übrigen Mitgliedern Hilfestellung geben und ggf. erforderliche 

Maßnahmen für den Aufsichtsrat ergreifen. 

4.2.3 Konstituierende Aufsichtsratssitzung 

In der konstituierenden Aufsichtsratssitzung werden die/der Vorsitzende sowie ein/e Stellver-

treter/in gewählt. Abweichungen hiervon können im Gesellschaftsvertrag des Unternehmens fest-

gelegt sein. Mit dieser Wahl ist der Aufsichtsrat funktions- und beschlussfähig. 

4.2.4 Sitzungsablauf und Sitzungsteilnehmer 

Die/der Vorsitzende koordiniert die Aufsichtsratstätigkeit, Ziffer 5.2.1 HCGK. Hiervon grund-

sätzlich umfasst, wenngleich nicht abschließend aufgezählt, sind die Vorbereitung und Leitung der 

Sitzungen, die Koordination der Ausschussarbeit und die Klärung von offenen Fragen in der Auf-

sichtsarbeit sowie die Nachbereitung der Sitzungen. 
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Ist die/der Vorsitzende verhindert, übernimmt die Sitzungsvorbereitung und -leitung die Stellver-

tretung, hilfsweise das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied. Eine Vertretung ist nur 

möglich, in denen die/der Vorsitzende nicht rechtzeitig das Amt persönlich durch Teilnahme an 

der Sitzung (auch telefonisch) ausüben kann. 

Die Einberufung der Aufsichtsratssitzung obliegt generell der/dem Vorsitzenden. In bestimmten 

(sehr engen) Ausnahmefällen regelt § 110 Abs. 2 AktG zudem ein „Recht zur Selbsthilfe“25 der ein-

zelnen Aufsichtsratsmitglieder, wobei diese Ausnahmesituation im Bereich der öffentlichen Un-

ternehmen der FHH kaum zur Anwendung kommen sollte. 

Bei Störungen einer Sitzung, die über eine normale und gebotene Diskussion und Meinungsäuße-

rung weit hinausgehen, ist ebenfalls die/der Vorsitzende des Aufsichtsrats gefordert. Im Zuge der 

Sitzungsleitung kann die/der Vorsitzende – falls andere Maßnahmen einen geordneten Sitzungs-

ablauf nicht gewährleisten können – als letztes Mittel einzelnen Aufsichtsratsmitgliedern das 

Wort entziehen oder diese gar von der Teilnahme an der laufenden Sitzung ausschließen. Wohl-

gemerkt: nur wenn dies für einen ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung erforderlich ist.26 

An den Aufsichtsratssitzungen nimmt grundsätzlich die Geschäftsführung teil. Der Aufsichtsrat 

entscheidet über die Teilnahme weiterer Personen.27 Regelhaft sollen Vertreterinnen und Vertre-

ter der Beteiligungsverwaltungen an den Sitzungen für die Gesellschafterin FHH teilnehmen. Dar-

über hinaus kann der Aufsichtsrat anlassbezogen insbesondere Wirtschaftsprüfer, externe Sach-

verständige (insb. Rechts- und Wirtschaftsberater), die/den Compliance Beauftragte/r, die/den 

Leiterin/Leiter der Internen Revision zur Teilnahme einladen, befragen und zur eigenen Beratung 

heranziehen. 

4.2.5 Weisungsfreiheit des Mandats und Einfluss der FHH 

Es besteht grundsätzlich kein Weisungsrecht gegenüber den einzelnen Aufsichtsratsmitgliedern. 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist in der Mandatsausübung frei28, siehe hierzu im Übrigen Zif-

fer 2.3 Abs. 2 HCGK. Abweichungen und Konkretisierungen können sich aus dem Gesellschafts-

vertrag oder der Geschäftsordnung ergeben. 

                                                
25  Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 110 AktG, Rn. 1. 
26  Drygala in Schmidt, K./Lutter, AktG, 3. Aufl., § 107 AktG, Rn. 19. 
27    vgl. § 4 Abs. 2 S. 1 und 2 der Muster-GO für die GmbH: „An den Sitzungen nimmt grundsätzlich die Geschäftsführung teil. Die 

Teilnahme weiterer Personen an den Sitzungen bestimmt der Aufsichtsrat.“. 
28  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 100, Rn. 9 & § 111, Rn. 136f. 
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Hierbei sind vor allem die Besonderheiten und Interessen der öffentlichen Hand zu beachten. Zwar 

gilt der Grundsatz ‚Vorrang des Gesellschaftsrechts‘, womit auch das auf Veranlassung der FHH 

gewählte oder entsandte Aufsichtsratsmitglied unverändert zur eigenverantwortlichen, unabhän-

gigen Amtswahrnehmung im Gesellschaftsinteresse verpflichtet bleibt. Zugleich muss sich die 

FHH als Hoheitsträgerin grundsätzlich einen angemessenen Einfluss auf das Unternehmen und 

den Aufsichtsrat sichern (vgl. § 65 Abs. 6 LHO). Auch sieht das öffentliche Recht regelmäßig eine 

Weisungsbefugnis des Hoheitsträgers gegenüber den von ihm entsandten oder aus seiner Veran-

lassung hin gewählten Aufsichtsratsmitgliedern vor. 

 

Die Hinweise zum Beteiligungsmanagement der FHH führen zur Frage der Weisungen an Bediens-

tete der FHH als Aufsichtsratsmitglieder aus: 

„Bedienstete, die auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung Hamburgs in den Aufsichtsrat eines Un-

ternehmens, an dessen Kapital Hamburg unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, entsandt oder gewählt 

sind, haben den Weisungen ihrer Behörde grundsätzlich Folge zu leisten. Dies gilt nicht, wenn das dem 

oder der Bediensteten aufgetragene Verhalten strafbar oder gesellschaftsschädigend ist. Strafbar 

macht sich ein Aufsichtsratsmitglied namentlich, wenn es vorsätzlich zum Nachteil der Gesellschaft 

handelt. Weisungen sollen vor ihrer Erteilung auch auf Übereinstimmung mit den Zielsetzungen, die in 
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Gesellschaftsverträgen, Zielbildern und Unternehmenskonzepten – soweit sie vom Aufsichtsrat be-

schlossen wurden – festgelegt sind, überprüft werden.“ 

Regelmäßig ist von einem Gleichlauf bei der Interessenwahrnehmung durch das Aufsichtsratsmit-

glied bei der Überwachung des Unternehmens auszugehen. Erkennt jedoch das Aufsichtsratsmit-

glied einen Konfliktfall in Bezug auf seine Mandatsausübung, so soll nach Möglichkeit eine Ab-

stimmung mit der zuständigen Beteiligungsverwaltung vor der fraglichen Beschlussfassung her-

beigeführt werden. 

Im Übrigen siehe zur Treuepflicht auch Kapitel 5.2.2. 

4.2.6 Die Aufgaben der/des Aufsichtsratsvorsitzenden 

Der/dem Aufsichtsratsvorsitzenden kommt eine herausgehobene Bedeutung zu. So nehmen sie 

eine besondere „Scharnierfunktion“ zur Geschäftsführung wahr, die durch einen regelmäßigen, 

laufenden Austausch über alle relevanten Fragen der Unternehmensentwicklung – unabhängig von 

den Sitzungen des Aufsichtsrats – geprägt ist. Zugleich sollen sie der Geschäftsführung beratend 

zur Seite stehen. Diese Funktion geht über die formale Koordinierungs- und Sitzungsleitung weit 

hinaus und ist für die Entwicklung sowie Überwachung des Unternehmens von sehr hoher Rele-

vanz. Im HCGK ist daher hierzu eine konkretisierende Beschreibung der damit verbundenen Auf-

gaben und Befugnisse aufgenommen: 

 

Daher sollte die damit betraute Person im Idealfall folgende Voraussetzungen mitbringen und 

Verhaltensweisen beachten: 

- gewisse Gremienerfahrung, 
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- gewisse unternehmerische Erfahrung und gewisse Grundkenntnisse der Branche, 

- ausreichend verfügbare Zeit und Erreichbarkeit; wobei der Umfang die Erfordernisse, die 

an ein normalen Aufsichtsratsmitglieds gestellt werden, regelmäßig übersteigt, 

- gute Moderationsfähigkeit, 

- Verhandlungsgeschick und Überzeugungskraft, 

- Vertrauen von Anteilseigner [FHH], Geschäftsführung und Mitarbeiterschaft genießen, 

- Bewusstsein für politische Fragen und deren Bedeutung für das öffentliche Unternehmen, 

- als Mittler fungieren, um die politischen mit den Unternehmenszielen in Einklang zu halten. 

Zudem sollte sie/er: 

- die Sitzungen gut vorbereiten, um sie flüssig und strukturiert durchzuführen, 

- auf klare Beschlussvorschläge achten, 

- bei wesentlichen Entscheidungen ausreichend Zeit zur Diskussion gewähren,  

- zumindest regelmäßig Vorbereitungsbesprechungen mit der Geschäftsführung und der Be-

teiligungsverwaltung der jeweiligen zuständigen Fachbehörde durchführen und 

- stets darauf achten, alle Mitglieder einzubinden und mit ihnen – soweit nötig – in Kontakt 

zu treten. 

4.2.7 Sitzungsturnus und Einladung 

Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalendervierteljahr bzw. muss einmal im Kalenderhalbjahr zusam-

mentreten. Diese Mindestzahl dieser obligatorischen Aufsichtsratssitzungen im Geschäftsjahr 

ergibt sich aus den Anforderungen des § 90 Abs. 2 AktG. Nach Ziffer 3.3 HCGK sollen sich alle 

Hamburger Unternehmen an § 90 AktG orientieren. Die obligatorischen Sitzungen behandeln the-

matisch in der ersten Jahreshälfte den Jahresabschluss des Vorjahres und in der zweiten Jahres-

hälfte den Wirtschaftsplan sowie die mittelfristige Planung für die Folgejahre. 
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Hinweis: Bei dem Schaubild wird ein Musterverlauf zum Veranschaulichen eines AR-Sitzungsjah-
res dargestellt wie er sich ganz allgemein aus § 90 AktG ableiten lässt. Dieser Ablauf ist 
nicht als Vorgabe für den individuellen Sitzungskalender des Aufsichtsrats eines öffent-
lichen Unternehmens der FHH zu verstehen, sondern soll den grundsätzlichen Ablauf 
des Sitzungsjahres verdeutlichen. Insbesondere abweichende Wirtschaftsjahre  
oder besondere Anforderungen der Gesellschaft können andere Zeitläufe und Sitzungs-
termine begründen; die Planung ist vom Aufsichtsrat in eigener Verantwortung vorzu-
nehmen. 

Alle Sitzungstermine – einschließlich jene der Ausschüsse – sollen zu Beginn des Jahres festgelegt 

werden. Die Planung ist vom Aufsichtsrat grundsätzlich in eigener Verantwortung vorzunehmen. 

Es ist üblich, dass die Geschäftsführung in enger Abstimmung mit der/dem Vorsitzenden des Auf-

sichtsrats (bzw. des Ausschusses) dazu Vorschläge unterbreitet und die Abstimmung koordiniert.  

Die Einladung zu den Aufsichtsratssitzungen obliegt der/dem Vorsitzenden. Regelmäßig erfolgt 

die Übermittlung im Auftrag der/des Vorsitzenden durch die Geschäftsführung. Die Einladung soll 

möglichst frühzeitig versandt werden. 

In der Tagesordnung einer Sitzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sind die zu behan-

delnden Punkte möglichst genau anzugeben. Tagesordnungen sowie erläuternde Unterlagen sol-

len den Mitgliedern des Aufsichtsrats spätestens zwölf Werktage vor der Sitzung vorliegen.29 Den 

auf Vorschlag der FHH gewählten bzw. von der FHH entsandten Mitgliedern des Aufsichtsrats und 

seiner Ausschüsse sollen rechtzeitig vor der Sitzung alle sitzungsvorbereitenden Unterlagen der 

zuständigen Beteiligungsverwaltung zugeleitet werden. 

Angelegenheiten, zu denen ein Beschluss gefasst werden soll, sind als gesonderte Tagesord-

nungspunkte auszuweisen. 

                                                
29  Davon unberührt bleibt die rechtzeitige Übersendung an die zuständigen Fachbehörden. 
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Den Mitgliedern des Aufsichtsrats ist regelmäßig über die Arbeit der Ausschüsse zu berichten. 

4.2.8 Protokollierung und Niederschrift 

Über die Sitzungen des Aufsichtsrats und dessen Ausschüsse ist eine Niederschrift anzufertigen. 

Die/der Aufsichtsratsvorsitzende trägt zwar die Sorge für die rasche Protokollerstellung und Ver-

teilung. Sie/er muss die Niederschrift jedoch nicht selbst erstellen, sondern kann hierzu eine/n 

Protokollführer/in hinzuziehen.30 In der Regel wird hierzu die Geschäftsführung bzw. ein/e Mitar-

beiter/in des Unternehmens beauftragt. Die/der Aufsichtsratsvorsitzende fertigt diese Nieder-

schrift durch ihre/seine Unterschrift aus. Gleiches gilt für die Ausschusssitzungen und die/den 

Ausschussvorsitzende/n. Einer (zusätzlichen) Unterzeichnung durch eine/n ggf. hinzugezogenen 

Protokollführer/in bedarf es nicht, es sei denn eine solche ist in der Satzung oder der Geschäfts-

ordnung bestimmt.31 

Der zwingende Inhalt der Niederschrift ist grundsätzlich in § 107 Abs. 2 S. 2 AktG umrissen. In 

der Niederschrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmenden, die Gegenstände der 

Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen, die Beschlüsse des Aufsichtsrats sowie 

auf Wunsch einzelner Mitglieder des Aufsichtsrats deren Abstimmungsverhalten anzugeben. Be-

schlussfassungen, die nicht im Rahmen einer Sitzung erfolgten, unterliegen ebenfalls einer Proto-

kollierungspflicht mittels Niederschrift i.S.d. § 107 Abs. 2 AktG. 

Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist gemäß Ziffer 5.1.5 HCGK eine Abschrift der Sitzungsnieder-

schrift spätestens sechs Wochen nach Beschlussdatum zuzuleiten. Die Niederschriften über die 

Sitzungen der Ausschüsse sollen grundsätzlich ebenfalls allen Mitgliedern des Aufsichtsrats über-

sandt werden. 

 

4.2.9 Ausschüsse 

Der Aufsichtsrat kann und soll Ausschüsse einsetzen, die ihn in seiner Arbeit unterstützen. Hier 

sind insbesondere beratende Ausschüsse angedacht, die, wie unter Ziffer 5.3 HCGK ausgeführt, 

eine Behandlung komplexer Sachverhalte vornehmen sollen. In solchen Fällen verbleiben die ab-

schließende Bewertung und die Beschlussfassung beim Aufsichtsrat. 

                                                
30  Habersack in MüKo AktG, 4 Aufl., Bd. 2, § 107, Rn. 76. 
31    Hopt/Roth in Der Aufsichtsrat, § 107, Rn. 241. 
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Daneben besteht die Möglichkeit, beschließende Ausschüsse einzusetzen, die eine eigene Ent-

scheidungsbefugnis haben. Der Ausschuss tritt somit bei der Beschlussfassung an die Stelle des 

Aufsichtsrats. Ausschüsse des Aufsichtsrats sind für Angelegenheiten, die ihnen zur Beschluss-

fassung an Stelle des Aufsichtsrats überwiesen worden sind, nur beschlussfähig, wenn an der 

Beschlussfassung die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses, mindestens jedoch drei Mitglieder 

teilnehmen. 

Die Grenze in der Aufgabenübertragung an einen Ausschuss liegt dort, wo auch die Grenze in der 

Kompetenz des Aufsichtsrats liegt. Einem Ausschuss können daher keine Aufgaben zugeteilt wer-

den, die dem Aufsichtsrat selbst nicht zustehen. 

Die FHH soll in allen Ausschüssen des Aufsichtsrats angemessen vertreten sein. 

Zur Sicherung der Überwachungsaufgabe des Aufsichtsrats als Gesamtgremium, haben die Aus-

schüsse regelmäßig an den Aufsichtsrat über ihre Arbeit zu berichten, vgl. § 107 Abs. 3 S. 5 AktG. 

In der Praxis wird dies meist durch Berichte in der ordentlichen Aufsichtsratssitzung geschehen. 

Der Aufsichtsrat größerer Unternehmen (Unternehmen, die gemäß § 267 Abs. 3 HGB als große 

Kapitalgesellschaften einzustufen sind) sollen einen Prüfungsausschuss (Audit Committee) ein-

richten oder einen Finanzausschuss beauftragen, vgl. Ziffer 5.3.2 HCGK. Dieser befasst sich mit 

der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsys-

tems, des internen Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems sowie der Jah-

resabschlussprüfung, der Unabhängigkeit des/der Abschlussprüfers/in und ggf. zusätzlich er-

brachter Leistungen. Mindestens ein Mitglied des Prüfungsausschusses / Finanzausschusses soll 

über besondere Kenntnisse in der Anwendung von Rechnungslegungsgrundsätzen und internen 

Kontrollverfahren verfügen. Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses / Finanzausschusses 

soll kein ehemaliges Mitglied der Geschäftsführung der Gesellschaft sein und nicht den Vorsitz 
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des gesamten Aufsichtsrats innehaben. Dessen ungeachtet sind die gesetzlichen Regelungen zu 

speziellen Ausschüssen wie bspw. nach dem KWG bei Kreditinstituten zu beachten. 

4.2.10 Berichterstattung zu mittelbaren Beteiligungen 

Tochtergesellschaften und andere mittelbare Beteiligungen werden in der Regel über die Mutter-

gesellschaft gesteuert und haben in diesem Fall keinen eigenen Aufsichtsrat. Die angemessene 

Berichterstattung soll grundsätzlich im Aufsichtsrat der Mutter erfolgen. Soweit mittelbare Be-

teiligungen von gewisser Relevanz vorhanden sind, sollte für die Überwachung und Beratung ein 

gesonderter Ausschuss gebildet werden (bspw. ein Beteiligungsausschuss); zumindest aber die 

Beratung im Finanzausschuss erfolgen. 

5. Aufgaben, Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats 

5.1 Die Rechte des Aufsichtsrats in öffentlichen Unternehmen 

Die Rechte des Aufsichtsrats umfassen Zustimmungsvorbehalte für bestimmte Arten von Ge-

schäften der Geschäftsführung, die im Gesellschaftsvertrag oder in der Geschäftsanweisung des 

Aufsichtsrats für die Geschäftsführung selbst näher bestimmt sind. Im Rahmen seiner Überwa-

chungspflicht stehen dem Aufsichtsrat umfassende Informations- und Einsichtsrechte zu, 

§ 111 Abs. 1 u. 2 AktG. Die Geschäftsführung ist ihrerseits verpflichtet, den Aufsichtsrat umfas-

send zu unterstützen und alle erforderlichen Informationen vorzulegen und Berichte zu erstatten, 

§ 90 AktG; § 65 Abs. 6 LHO ist zu beachten; vgl. zur Weisungsfreiheit Kapitel 4.2.5. 

Darüber hinaus kommen dem Aufsichtsrat teilweise verpflichtend (AG und GmbH nach MitbestG) 

und teilweise nach dem Gesellschaftsvertrag das Recht und die Pflicht zu, die Geschäftsführung 

zu bestellen, anzustellen und abzuberufen; vgl. Kapitel 5.1.5. 

5.1.1 Erstinformation der Aufsichtsratsmitglieder 

Jedem Aufsichtsratsmitglied sind zum Tätigkeitsbeginn die wichtigen unternehmensbezogenen 

Unterlagen auszuhändigen. Sie dienen dabei nicht nur einer angemessenen Einarbeitung. Vielmehr 

sollen sie – insbesondere die grundlegenden Informationen und Pläne – über die gesamte Dauer 

der Mandatsausübung als Referenz- und Informationsquelle der/dem Mandatsträger/in zur Ver-

fügung stehen. Sie werden durch die weiteren regelmäßigen Berichte und Pläne ergänzt. Daher 

verbleiben diese Unterlagen auch beim Aufsichtsratsmitglied bis zur Beendigung des Mandatsver-

hältnisses. 
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Hinweis: Eine Compliance-Rahmenrichtlinie für die öffentlichen Unternehmen der FHH ist in 2020 

vom Senat erlassen worden. Damit wird grundsätzlich die zeitnahe Einführung eines in-
tegrierten Compliance Management Systems (CMS) für die hiervon erfassten Unterneh-
men verpflichtend vorgesehen. 

5.1.2 Zustimmungsvorbehalte 

Zustimmungsvorbehalte befinden sich in einer kompetenzrechtlichen Schnittstelle des Gesell-

schaftsrechts, da grundsätzlich die Geschäftsführung exekutiv tätig wird und dem Aufsichtsrat 

nur eine Überwachungs- und Beratungsfunktion zukommen soll. Daher können Zustimmungsvor-

behalte des Aufsichtsrats nur in eng begrenzten Sonderfällen bei Geschäften von grundlegender 

Bedeutung vorliegen. Es muss sich nach § 111 Abs. 4 S. 2 AktG um einen abschließenden Katalog 

der zustimmungspflichtigen Geschäfte im Gesellschaftsvertrag handeln; daneben bestehen wei-

tere gesetzliche Pflichten. 
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Im Ausnahmefall kann der Aufsichtsrat zudem die Beschlussfassung zu einem einzelnen Sachver-

halt von grundlegender Bedeutung für den Bestand der Gesellschaft oder zur Verhinderung ge-

sellschaftsvertrags- oder gesetzeswidriger Maßnahmen der Geschäftsführung an sich ziehen 

(„Ad-hoc-Vorbehalte“).32 

Der Zustimmungsvorbehalt bildet mithin ein Vetorecht des Aufsichtsrats und damit, anders als 

im Regelfall der Überwachungsfunktion, eine präventive Kontrolle über Entscheidungen der Ge-

schäftsführung.33 

Die Erteilung der Zustimmung ergeht vor dem Handeln der Geschäftsführung durch Beschluss des 

Aufsichtsrats. Die Zustimmung ist auf einen Ausschuss des Aufsichtsrats delegierbar. Kann in 

besonderen Eilfällen die vorherige Zustimmung nicht ohne erhebliche Nachteile für die Gesell-

schaft abgewartet werden, ist vor Vornahme des Geschäftes die/der Vorsitzende des Aufsichts-

rats durch die Geschäftsführung zu unterrichten und im Nachgang der Sachverhalt unverzüglich 

dem Aufsichtsrat zur Genehmigung vorzulegen. 

Um den angemessenen Einfluss der FHH entsprechend ausüben zu können, sind im Gesellschafts-

vertrag für die Geschäftsführung zustimmungsbedürftige Geschäfte festgelegt. Darüber hinaus 

ist der Aufsichtsrat befugt, weitere Arten von Geschäften an seine Zustimmung zu binden. In 

manchen Fällen ist es geboten, durch Wertgrenzen oder in anderer Weise zu bestimmen, ob die 

Zustimmung einzuholen ist. Der Kreis der zustimmungsbedürftigen Geschäfte darf nicht so weit 

gezogen werden, dass die eigenverantwortliche Tätigkeit der Geschäftsführung unmöglich ge-

macht wird. 

Um den unbestimmten Begriff der „bestimmten Arten von Geschäften“ näher zu fassen, ist der 

                                                
32  Habersack in Müko AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 111, Rn. 115. 
33  Allerdings schränkt die versagte Zustimmung die Geschäftsführung nicht in der Vertretungsmacht gegenüber Dritten ein. Es 

können sich dann allerdings Schadensersatzansprüche gegen die Geschäftsführung aus dem Handeln ohne Zustimmung des 
Aufsichtsrats ergeben; Habersack in Müko AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 111, Rn. 129. 
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Rahmen der Ziffer 3.2 HCGK für die öffentlichen Unternehmen zu beachten. 

 

Demnach sind Entscheidungen oder Maßnahmen, die zu einer erheblichen Veränderung der Ge-

schäftstätigkeit im Rahmen des Gesellschaftsvertrages oder zu einer bedeutenden Veränderung 

der Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage oder der Risikostruktur des Unternehmens führen kön-

nen, mit einem Zustimmungsvorbehalt des Aufsichtsrats zu regeln. 

Für die gesetzlichen Zustimmungsvorbehalte bildet die Regelung des § 111 Abs. 4 S. 2 i. V. m. 

§ 89 AktG über die Kreditgewährung an Organmitglieder den wichtigsten Anwendungsfall. Dieser 

ist aber im Bereich der FHH generell von geringer Relevanz, denn grundsätzlich darf nach Zif-

fer 3.8 HCGK bei öffentlichen Unternehmen der FHH keine Kreditgewährung an die Geschäfts-

führung und leitende Angestellte des Unternehmens sowie auch an die Mitglieder des Aufsichts-

rats erfolgen. 
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Folgende Arten von zustimmungspflichtigen Geschäften sind im FHH-Mustergesellschaftsvertrag 

für GmbHs aufgeführt: 

 
 
 

*) „Weitere Arten von Geschäften“ sind neben den anderen acht benannten Fällen unterneh-
mensspezifisch möglich. Sie sind im jeweiligen Gesellschaftsvertrag konkret im Katalog der 
zustimmungspflichtigen Geschäfte zu benennen. 

5.1.3 Informations- und Einsichtsrecht 

Das Informationsrecht des Aufsichtsrats korrespondiert mit seiner Überwachungsfunktion, vgl. 

§ 111 Abs. 1 und 2 AktG. Die Geschäftsführung ist zudem nach § 90 AktG verpflichtet, dem Auf-

sichtsrat regelmäßige Berichte zu erstatten, um diesem seine Kontrolle zu erleichtern. 

Nach § 90 Abs. 1 S. 3 AktG hat darüber hinaus die Geschäftsführung unverzüglich Bericht über 

wesentliche Geschäftsvorfälle und Entwicklungen, insb. Risiken, zu erstatten. Ferner kann der Auf-

sichtsrat nach § 90 Abs. 3 S. 1 AktG jederzeit gesonderte Berichte über Angelegenheiten der Ge-

sellschaft und über die Beziehung zu und die Situation in den verbundenen Unternehmen verlan-

gen. 

Inhalt und Turnus der Berichte der Geschäftsführung an den Aufsichtsrat sollen sich auch bei 
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Unternehmen, die nicht als Aktiengesellschaft geführt werden, an § 90 AktG orientieren. 

Der HCGK führt in der Ziffer 3.1 i.V.m. 3.3 u. 3.4 HCGK die Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsrat 

und Geschäftsführung und insbesondere die Informationsversorgung näher aus. 
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Die Berichte gemäß § 90 AktG sind durch die auf Veranlassung der FHH gewählten oder entsand-

ten Aufsichtsratsmitglieder an die zuständige Fachbehörde zur Unterrichtung weiterzuleiten. 
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Hierbei sind die Regelungen der §§ 394, 395 AktG (analog) zu beachten, siehe Kapitel 5.1.4. 

Der Aufsichtsrat – insb. die/der Vorsitzende – wirkt auf eine rechtzeitige und ordnungsgemäße 

Berichterstattung hin. Der Turnus der Berichtspflichten richtet sich nach den unterschiedlichen 

Berichten (§ 90 Abs. 2 AktG). Der dort aufgeführte Rahmen bildet gemäß Ziffer 3.3 HCGK den 

Maßstab für alle öffentlichen Unternehmen der FHH: 

 

Berichte der Geschäftsführung an den Aufsichtsrat sollen grundsätzlich in Schriftform erstattet 

werden. Bei kleineren Gesellschaften ohne besonderes wirtschaftliches Gewicht kann eine einge-

schränkte Berichterstattung genügen, wobei die Geschäftsführung dem Aufsichtsrat auch in die-

sen Fällen regelmäßig – mindestens vierteljährlich – schriftlich über den Gang der Geschäfte, ins-

besondere den Umsatz und die Lage des Unternehmens zu berichten hat. Der/dem Aufsichtsrats-

vorsitzenden ist zudem bei wichtigen Anlässen unmittelbar zu berichten. 

Die Berichte sollen auch über Maßnahmen der Geschäftsführung zur Früherkennung den Fortbe-

stand der Gesellschaft gefährdender Entwicklungen (§ 91 Abs. 2 AktG) Auskunft geben. Dies 

schließt auch Vorkehrungen zur Korruptionsprävention und Compliance-Fragen ein, vgl. Zif-

fer 3.4 i. V. m 4.1.4 HCGK. Berichte über Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Ge-

sellschaft von erheblicher Bedeutung sein können, sind möglichst so rechtzeitig zu erstatten, dass 

der Aufsichtsrat vor Vornahme der Geschäfte Gelegenheit hat, zu diesen Stellung zu nehmen. 

Für die Berichte nach § 90 AktG trägt die gesamte Geschäftsführung die Verantwortung. Stimmt 

ein Mitglied des Aufsichtsrats mit dem Inhalt eines beratenen Berichts in wesentlichen Punkten 

nicht überein, soll es hierüber den Aufsichtsrat informieren. 

5.1.4 Besondere Anforderungen im Zusammenhang mit dem Jahresab-
schluss 

Die Prüfung des Jahresabschlusses und dessen Bestätigung stellt eine der wesentlichen Aufgaben 
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des Aufsichtsrats im Verlauf des Sitzungsjahres dar. Hiermit ist regelmäßig ein erhöhter Prüfungs- 

und Zeitaufwand für jedes einzelne Mitglied des Aufsichtsrats verbunden. Im Regelfall sollten bei 

der vertieften und vertrauensvollen Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung und dem Jahres-

abschlussprüfer keine Probleme auftreten und Fragen offen bleiben. 

Für den Aufsichtsrat besteht jedoch ein Anlass zum Tätigwerden, wenn Jahresabschlüsse nicht in 

der vorgeschriebenen Frist aufgestellt werden, wenn der Abschlussprüfer Mängel des Rechnungs-

wesens einschließlich der Abrechnung der Anlageinvestitionen festgestellt hat oder wenn das 

Rechnungswesen keine Aufstellung von Zwischenabschlüssen gestattet. 

Zudem kann der Aufsichtsrat die Prüfungsschwerpunkte des Wirtschaftsprüfers festlegen und 

damit besondere Aspekte genauer untersuchen lassen. Damit korrespondiert eine unbedingte 

Pflicht der Geschäftsführung zur Offenheit gegenüber dem Aufsichtsrat. 

Werden regelmäßige Berichte nicht rechtzeitig erstattet, haben die Mitglieder des Aufsichtsrats 

auf die unverzügliche Vorlage der Berichte hinzuwirken. Erforderlichenfalls ist auch von den Rech-

ten nach § 52 GmbHG i. V. m. § 90 Abs. 3, § 111 Abs. 2 AktG – der Abforderung von Berichten – 

Gebrauch zu machen. Entspricht der Inhalt eines Berichts nicht den Anforderungen, die nach den 

Verhältnissen des Unternehmens zu stellen sind, ist zu veranlassen, dass dieser ergänzt wird und 

die Berichte künftig vorschriftsmäßig abgefasst werden. Eine unmittelbare Information der zu-

ständigen Beteiligungsverwaltung der FHH wird in solchen Fällen ohne gesonderte Aufforderung 

erbeten. 

Zu beachten ist zudem die Regelung der Ziffer 7.2.2 HCGK zur gesonderten Berichterstellung 

durch den Jahresabschlussprüfer nach § 53 HGrG. Die FHH nimmt regelmäßig von diesem Recht 

zur Berichterstattung entsprechend dieser Prüfungsgrundsätze Gebrauch. Der Aufsichtsrat hat 

dann den entsprechenden Prüfungsauftrag an den Jahresabschlussprüfer zu erweitern. 
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5.1.5 Information der FHH 

Das Beteiligungsmanagement der zuständigen Fachbehörde soll möglichst frühzeitig und umfas-

send in die Sitzungsvorbereitung eingebunden werden. Dies ist die Voraussetzung für eine gute 

Aufsichtsratsvorbereitung seitens des Beteiligungsmanagements und unkomplizierte Abstim-

mung und Beratung in allen Mandatsfragen. Die/der Aufsichtsratsvorsitzende trägt in diesem Zu-

sammenhang eine besondere Verantwortung und soll möglichst regelmäßig Kontakt zu der Ge-

schäftsführung halten, insbesondere durch gemeinsame Vorbereitungsgespräche zusammen mit 

der jeweiligen Beteiligungsverwaltung; siehe auch Kapitel 4.2.6. Dabei besteht ein Ziel auch darin, 

frühzeitig ggf. bestehende Verständnis- oder Meinungsunterschiede herauszuarbeiten und zu ab-

gestimmten Lösungen zu kommen, die eine Interessenwahrnehmung für die FHH in geeigneter 

Weise zulässt. Um dies zu erreichen, sollte die Fachbehörde dem Aufsichtsratsmitglied bspw. 

schriftliche Stellungnahmen zu relevanten Tagesordnungspunkten der Aufsichtsratssitzung zu-

kommen lassen, mit den auf Veranlassung der FHH gewählten „externen“ Aufsichtsratsmitglie-

dern regelmäßige Sitzungsvorbesprechungen durchführen, diesen schriftliche Stellungnahmen zu 

relevanten Tagesordnungspunkten der Aufsichtsratssitzung zukommen lassen oder andere For-

men der Kommunikation nutzen, um zu einem einheitlichen Auftreten der vom Senat entsandten 

Bediensteten der FHH und den auf deren Vorschlag hin gewählten „externen“ Mandatsträger zu 

kommen. 

Die „Hinweise zum Beteiligungsmanagement“ der FHH führen zu Frage der Weisungen an Be-

dienstete der FHH als Aufsichtsratsmitglieder aus: 

„Die in einem Aufsichtsrat tätigen Bediensteten haben ihrer Behörde unverzüglich die Tagesordnungen 

sowie die Sitzungsunterlagen für die Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse zuzuleiten 

und sie über wichtige Angelegenheiten zu unterrichten, damit ggf. rechtzeitig Weisungen erteilt werden 

können. Im Falle des Konflikts zwischen Behörden hat die zuständige Behörde vor wichtigen Entschei-

dungen eine einheitliche Auffassung anzustreben und ggf. eine Senatsentscheidung herbeizuführen.“ 

Folgende konkrete Anforderungen an die öffentlichen Unternehmen und deren Organe ergeben 

sich seitens (der zuständigen Beteiligungsverwaltung) der FHH, um dem eigenen Pflichte- und 

Rechtekanon als Anteilseigner angemessen zu entsprechen: 
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Die Geschäftsführung soll den Aufsichtsratsmitgliedern jeweils innerhalb von vier Wochen nach 

Ablauf eines Quartals auf der Grundlage interner monatlicher Soll-Ist-Vergleiche einen Bericht 

über die Entwicklung des bisherigen Geschäftsverlaufes im Vergleich zum Wirtschaftsplan vorle-

gen (Quartalsbericht). In den Quartalsberichten sind wesentliche Abweichungen von den Plangrö-

ßen zu erläutern und Hochrechnungen auf das zu erwartende Jahresergebnis ausgehend vom bis-

herigen Geschäftsverlauf vorzunehmen. 

Die Geschäftsführung soll dem Aufsichtsrat ein Unternehmenskonzept, eine Wirtschaftsplanung 

und eine mittelfristige Finanzplanung vorlegen; Abweichungen bzw. Einzelheiten können im Ge-

sellschaftsvertrag festgelegt sein. Das Unternehmenskonzept leitet sich aus dem von der Gesell-

schafterin FHH vorgegebenen Zielbild ab und beschreibt das Handlungsprogramm des Unterneh-

mens für einen mittelfristigen Zeitraum von drei bis fünf Jahren. Das Unternehmenskonzept ist 

mindestens alle fünf Jahre sowie bei wesentlichen Änderungen fortzuschreiben. Die aus dem Un-

ternehmenskonzept abgeleitete mittelfristige Finanzplanung besteht insbesondere aus einer Er-

folgs-, Investitions- und Finanzierungsvorschau für das Planjahr und mindestens drei darauf fol-

genden Geschäftsjahren. Die dem Zahlenwerk zugrunde liegenden Annahmen und die Plandaten 

sind zu erläutern. 
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5.1.6 Entsprechenserklärung gemäß HCGK 

Der Aufsichtsrat trägt zusammen mit der Geschäftsführung die Verantwortung für die jährliche 

Abgabe der Entsprechenserklärung gemäß Ziffer 6.1 HCGK. Die Mitteilungspflichten betreffen 

verschiedene Aspekte des HCGK. Die Entsprechenserklärung ist vom öffentlichen Unternehmen 

gegenüber der FHH über die zuständige Beteiligungsverwaltung abzugeben und zu veröffentli-

chen. 

 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine Abweichung von einer Empfehlung des HCGK 

nicht per se schon auf einen „Mangel“ in der Unternehmensführung oder -überwachung hinweist. 

Die Entscheidung, Empfehlungen des HCGK nicht zu entsprechen, kann durchaus sinnvoll sein, 

muss aber transparent gemacht werden („comply or explain“). 

Das Muster der Entsprechenserklärung ist im Anhang des HCGK abgebildet. 

5.1.7 Bestellung und Anstellung der Geschäftsführung 

Für die AG ist gesetzlich geregelt, dass der Aufsichtsrat den Vorstand bestellt, diesen abberuft 

und auch dessen Bezüge festsetzt. Es sind hierbei jedoch die Besonderheiten der Steuerung durch 

die FHH zu beachten. 
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Für die GmbH gilt grundsätzlich, dass die Gesellschafterversammlung für die Bestellung, Anstel-

lung und Abberufung sowie die Gehaltsbestimmung gem. § 46 Abs. 1 Nr. 4 GmbHG zuständig ist. 

Wird allerdings ein Aufsichtsrat / Kontrollgremium eingesetzt, so wird diesem Organ per Gesell-

schaftsvertrag die Kompetenz für diese Tätigkeiten übertragen.34 Eine Delegation der Bestellung 

und Anstellung auf die/den Aufsichtsratsvorsitzende/n ist nicht möglich. 

Grundsätzlich ist eine geteilte Kompetenz zwischen der Gesellschafterversammlung und dem 

Aufsichtsrat möglich und im Bereich der FHH auch üblich. So ist gemäß § 8 Abs. 2 S. 1 Muster-

Gesellschaftsvertrag die Bestellung, Anstellung und Abberufung in der FHH grundsätzlich auf den 

Aufsichtsrat delegiert, während die Gesellschafterversammlung über die Bedingungen der An-

stellungsverträge sowie deren Änderung beschließt. 

Die Einzelheiten zur Bestellung und Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung werden unter 

anderem im HCGK unter Ziffer 4.2 HCGK näher ausgeführt. Dabei sind das Zusammenspiel von 

                                                
34  BGH NJW 1999, 3263, 3264; Bayer in Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz Kommentar, 19. Aufl., § 46, Rn. 24. 
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Aufsichtsrat und der FHH und hier vor allem der fachlich zuständigen Beteiligungsverwaltung, der 

Finanzbehörde und der SköU zu beachten. So übernimmt die FHH die erforderliche vertikale und 

horizontale Vergleichsuntersuchung zur Bestimmung der Angemessenheit der Vergütung. Dar-

über hinaus beschließt die SköU insbesondere für die direkten Mehrheitsbeteiligungen der FHH 

und HGV den erstmaligen Vergütungsrahmen und trifft im Vorfeld der finalen Aufsichtsratsbe-

schlussfassung die erforderlichen Beschlüsse zur Personalie und zu den Bedingungen des Anstel-

lungsvertrages. Damit nimmt die SköU für die FHH in diesem Zusammenhang eine wichtige Auf-

gabe wahr, da sie aus der Konzernsicht heraus einen möglichst weitgehenden Gleichlauf bei allen 

Beteiligungen sicherstellen soll. 

 

Die von der FHH entsandten Aufsichtsratsmitglieder haben daher bei der Anstellung, Bestellung 

und der Beschlussfassung über die Anstellungskonditionen die Interessen der FHH gemäß § 65 

Abs. 6 LHO vordinglich zu berücksichtigen. Mithin setzt der Aufsichtsrat nur die Beschlüsse der 
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SköU um. Zu beachten ist außerdem, dass nach Ziffer 5.1.3 HCGK die Beschlussfassung über eine 

Bestellung nicht auf einen Ausschuss des Aufsichtsrats übertragen werden darf. 

Weitere Fragen hierzu sollen im Einzelfall mit der zuständigen Fachbehörde und der die übergrei-

fenden Grundsatz- und Querschnittsthemen wahrnehmenden Finanzbehörde durch den Auf-

sichtsratsvorsitzenden abgestimmt werden. 

5.2 Pflichten des Aufsichtsrats 

Auf Pflichtenebene sticht die Sorgfaltspflicht heraus, welche die Aufsichtsräte bei der Überwa-

chung der Geschäfte der Geschäftsführung beachten müssen. Ihre Pflichten treffen die Aufsichts-

räte höchstpersönlich. 

Problematisch ist im Besonderen bei öffentlichen Unternehmen die Treuepflicht, welche die Auf-

sichtsratsmitglieder als gewählte oder entsandte Vertreterinnen/Vertreter der FHH trifft und die 

im Einzelfall mit der gesellschaftsrechtlichen Treuepflicht kollidieren kann. Ebenfalls kann sich ein 

Spannungsverhältnis aus der Berichtspflicht der Aufsichtsräte gegenüber der FHH und der ge-

sellschaftsrechtlichen Verschwiegenheitspflicht ergeben. Des Weiteren ist es die Pflicht des Auf-

sichtsrats, die Prüfung des Jahresabschlusses der Gesellschaft vorzunehmen sowie eine/n Jahres-

abschlussprüfer/in zu bestimmen. 

5.2.1 Sorgfaltspflicht und Überwachungsaufgabe 

Die Aufsichtsratsmitglieder haben mit der Sorgfalt eines ordentlichen Aufsichtsratsmitglieds zu 

agieren. Das bedeutet, dass ihr vordringliches Augenmerk dem Gesellschaftsinteresse dienen 

muss und die Überwachung der Geschäftsführung in den Vordergrund der Tätigkeit tritt. Gegen-

stand der Überwachung ist allerdings nicht die gesamte Geschäftsführung, sondern vielmehr sol-

che Maßnahmen der Geschäftsführung, die für die Lage und Entwicklung des Unternehmens von 

Bedeutung sind. Die genaue gesetzliche Beschreibung findet sich in §§ 111, 116 i.V.m. § 93 AktG. 
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Generell gilt für alle Aufsichtsratsmitglieder bei der Überwachung der gleiche Sorgfaltsmaßstab, 

wobei es zu persönlichen Differenzierungen kommen kann, wenn einzelne Aufsichtsratsmitglieder 

eine besondere Funktion im Aufsichtsrat einnehmen oder eine besondere Sachkunde aufweisen. 

Seiner Überwachungspflicht kommt der Aufsichtsrat nach, indem er sich von der Geschäftsfüh-

rung informieren lässt. Die Intensität der Informations- und Überwachungspflicht richtet sich nach 

der jeweiligen Situation des Unternehmens. Deuten sich finanzielle oder anderweitige Schwierig-

keiten im Unternehmen an, so erhöht sich die Überwachungspflicht des Aufsichtsrats. 

Art und Intensität der erforderlichen Überwachung richten sich somit nach Lage der Gesellschaft 

und deren Risikoneigung: 

Begleitende Überwachung: Ausgangspunkt im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit. 

Unterstützende Überwachung: Intensivierung der Überwachungspflicht bei Verschlechterung der 

Lage; insbesondere Anforderung zusätzlicher Berichte zu Ursachen, ggf. Sondersitzungen. 

Gestaltende Überwachung: Bei weiterer Verschlechterung der Lage, insbesondere Eintritt einer 

Krise; detaillierte Analyse der Lage – ggf. mit externen Sachverständigen – und Überprüfung der 

zu ergreifenden Maßnahmen; u. U. auch Abberufung und Neubestellung von Geschäftsführungs-

mitgliedern. 
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Im Rahmen seiner Überwachungsrolle muss der Aufsichtsrat vor allem darauf achten, dass die 

Geschäftsführung rechtmäßig, ordnungsgemäß und zweckmäßig handelt. Diese in der aktienrecht-

lichen Literatur anerkannten Vorgaben spiegeln sich ebenfalls im HCGK wider: 

 

Konkreter noch fasst der HCGK dabei den Inhalt der Überwachungspflicht des Aufsichtsrats für 

die Bereiche interne Revision, Risikomanagement und Compliance unter Ziffer 3.4 HCGK. 

Die Beachtung von Compliance-Regeln in der Gesellschaft erfährt eine immer größere Bedeutung. 

Insbesondere die sachgerechte Implementierung der entsprechenden Compliance Management 

Systeme (CMS, Ziffer 4.1.4 HCGK) und Prozesse soll der Aufsichtsrat beratend begleiten, um eine 

angemessene und zügige Einführung und aktive Anwendung zu gewährleisten. Die Rahmenrichtli-

nie zur Compliance in öffentlichen Unternehmen der FHH ist nach Maßgabe der allgemeinverbind-

lichen Bekanntgabe35 von den Unternehmensorganen unbedingt zu beachten. Siehe hierzu auch 

Kapitel 7. 

5.2.2 Treuepflicht / Interessen der FHH 

Die Aufsichtsratsmitglieder sind grundsätzlich allein dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Im 

Bereich der öffentlichen Unternehmen sind sie ebenfalls nach dem Landeshaushaltsrecht ver-

pflichtet, die Interessen der FHH zu beachten, § 65 Abs. 6 LHO und Ziffer 5.6.1 HCGK. 

                                                
35  Die Bekanntgabe zur allgemeinverbindlichen Umsetzung der ansonsten nur verwaltungsintern wirkenden VV an die öU muss 

dann noch wie bei der Sponsoring-RRL erfolgen. 
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Der sich hieraus ergebende potenzielle Interessenkonflikt wird noch dadurch verdeutlicht, dass 

nicht selten eine Weisungsgebundenheit der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder kraft ihrer Beam-

ten- oder Angestellteneigenschaft bei der FHH besteht. Ob sich diese Weisungsgebundenheit 

auch auf die Funktion als Aufsichtsratsmitglied überträgt, ist umstritten. Der Bundesgerichtshof 

hat sich schon in den 1960er-Jahren gegen eine Weisungsgebundenheit von Aufsichtsratsmitglie-

dern ausgesprochen. 

 

Danach haben Aufsichtsratsmitglieder aufgrund ihrer besonderen Treuepflicht zum Unternehmen 

bei ihrer Tätigkeit für die Gesellschaft deren Interessen wahrzunehmen und Schaden von ihr ab-

zuwenden. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit über erhaltene 

vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. 

Die Vorschrift des § 65 Abs. 6 LHO, nach der die auf Veranlassung der FHH in den Aufsichtsrat 

gewählten oder entsandten Mitglieder bei ihrer Tätigkeit auch die besonderen Interessen der FHH 

zu berücksichtigen haben, steht hierzu nicht im Widerspruch. Im Interesse der Unternehmen sind 

die Interessen seiner Anteilseigner mitenthalten.36 Jedes Aufsichtsratsmitglied hat also bei seinen 

eigenverantwortlichen Entscheidungen im Unternehmen auch die Interessen der Anteilseigner zu 

                                                
36  Habersack in Müko AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 111, Rn. 136. 
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berücksichtigen. 

Es muss jedoch unterschieden werden zwischen den verschiedenen Aufsichtsräten. Sofern ein ob-

ligatorischer Aufsichtsrat besteht, wie dies bei einer AG und einer mitbestimmten GmbH der Fall 

ist, richten sich seine Rechte und Pflichten nach dem AktG. 

In dem Fall eines fakultativen Aufsichtsrats bestimmt § 52 GmbHG die Anwendbarkeit des AktG, 

wenn im Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt ist. So ist u. a. anerkannt, dass ein Gesell-

schaftsvertrag in diesem Fall ein Weisungsrecht der Gebietskörperschaft regeln kann.37 Selbst 

wenn dieses nicht ausdrücklich geregelt ist, hat das Bundesverwaltungsgericht entschieden, dass 

ein Weisungsrecht durch Auslegung des Gesellschaftsvertrags ermittelt werden kann. 

 

5.2.3 Verschwiegenheitspflicht 

Ein Teil der organschaftlichen Treuepflicht ist auch die Verschwiegenheitspflicht, welche mit der 

Offenheit der Geschäftsführung gegenüber dem Aufsichtsrat korreliert.38 

 

Als Maßstab der Verschwiegenheit kann das objektive Unternehmensinteresse herangezogen 

werden. Wenn mithin zu befürchten ist, dass die Weitergabe der betreffenden Informationen eine 

                                                
37  Schneider in Scholz, GmbHG, 12. Aufl. , § 52 GmbHG, Rn. 328a. 
38  Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 116 AktG, Rn. 9. 
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Schädigung des Unternehmensinteresses bewirken könnte, besteht eine Verschwiegenheits-

pflicht. 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass die Beratungen des Aufsichtsrats vertrau-

liche Informationen beinhalten, auch wenn dies nicht ausdrücklich erwähnt ist. 

Andersherum kann der Aufsichtsrat sich bezüglich seines Beratungsgeheimnisses von der Ver-

schwiegenheit befreien lassen.39 Diese Regeln gelten für den Aufsichtsrat in der AG und in den 

mitbestimmten GmbHs. Ihr Umfang ist zwingend und nicht durch Gesellschaftsvertrag änderbar. 

Es können jedoch Verhaltensregeln erlassen werden, die zwar nicht bindend sind, aber eine ge-

wisse Richtlinienfunktion haben. 

Im Fall eines rein fakultativen Aufsichtsrats kann jedoch von diesen strengen Verschwiegenheits-

verpflichtungen per Gesellschaftsvertrag abgewichen werden. Das führt dazu, dass im Gesell-

schaftsvertrag eine Befreiung kommunaler Aufsichtsratsmitglieder vorgesehen werden kann. 

Die Verschwiegenheitspflicht berechtigt die Aufsichtsräte zu einem Zeugnisverweigerungsrecht 

im Zivilprozess, allerdings nicht im Strafprozess. Sollte das Aufsichtsratsmitglied gegen seine 

Verschwiegenheitspflicht verstoßen, kann es sich gegebenenfalls strafbar machen. 

Der Verrat eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses, das dem Aufsichtsrat in seiner Funktion 

bekannt geworden war, kann auf Antrag der Geschäftsführung verfolgt werden. 

5.2.4 Berichtspflicht 

Die Berichtspflicht des Aufsichtsrats an eine Gebietskörperschaft bildet eine gesellschaftsrecht-

liche Besonderheit und eine Ausnahme vom Verschwiegenheitsgebot. Sie kann sich aus Gesetz, 

Gesellschaftsvertrag oder Rechtsgeschäft bzw. Weisung ergeben. 

                                                
39  Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 116 AktG, Rn. 10. 
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Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung einer Gebietskörperschaft [hier = FHH] in den 

Aufsichtsrat gewählt oder entsandt worden sind, unterliegen hinsichtlich der Berichte, die sie der 

Gebietskörperschaft zu erstatten haben, keiner Verschwiegenheitspflicht. Diese wichtige Aus-

nahme ermöglicht die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsratsmitglied und der 

(Beteiligungsverwaltung der) FHH. Einzelheiten hierzu regeln §§ 394, 395 AktG sowie für die FHH 

Ziffer 3.1 S. 4 HCGK. Diese Vorschriften selbst regeln keine Berichtspflicht, sondern setzen sie 

vielmehr voraus. Hingegen führt Ziffer 2.3 Abs. 2 S. 2 HCGK ausdrücklich aus, dass die auf Ver-

anlassung der FHH gewählten oder entsandten Aufsichtsratsmitglieder die zur Wahrnehmung der 

Aufgabe der Beteiligungsverwaltung erforderlichen Berichte der zuständigen Fachbehörde zu er-

statten haben. 
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Eine Berichtspflicht des Aufsichtsrats gegenüber der FHH kann sich aus einer gesetzlichen Ver-

pflichtung, aus der beamtenrechtlichen Weisung, aus dem Gesellschaftsvertrag oder aus einem 

Rechtsgeschäft ergeben. 

Grundlage für eine rechtsgeschäftliche Berichtspflicht ist eine weiterleitungsfähige Mitteilung in 

Textform gemäß § 126b BGB. Eine Textform setzt eine lesbare Erklärung voraus, die den Urheber 

erkennen lässt und die auf einem dauerhaften Datenträger gespeichert ist. Hiermit ist neben einer 

schriftlichen Mitteilung auch eine elektronische Übermittlung via Fax, E-Mail oder SMS denkbar. 

Es ist angebracht, dass die/der Aufsichtsratsvorsitzende über die Berichtspflicht informiert wird, 

da sonst eine vertrauensvolle Zusammenarbeit gefährdet werden könnte. 

Grundsätzlich ist nur derjenigen Gebietskörperschaft Bericht zu erstatten, von der das Aufsichts-

ratsmitglied gewählt oder entsandt wird (§ 394 S. 1 AktG und Ziff. 2.3 Abs.2 S. 2 HCGK). Das be-

deutet bei einer Entsendung durch eine Behörde der FHH, die als Beteiligungsverwaltung fungiert, 

dass dieser gegenüber die Ausnahme von der aktienrechtlichen Verschwiegenheitspflicht be-

steht.40 Grund hierfür ist, dass die Vertreter der FHH ihrerseits einer Verschwiegenheitspflicht 

gemäß § 395 Abs. 1 AktG unterliegen und damit aus Sicht des Unternehmens gesichert ist, dass 

die Informationen vertraulich behandelt werden. Die Verschwiegenheitspflicht wird quasi vom 

Aufsichtsratsmitglied auf die Vertreter der FHH verlagert. 

 

Die Sonderregelung gilt für alle vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, aus-

drücklich auch für Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse. Insbesondere kann sich das öffentliche 

Unternehmen nicht auf Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse zur Versagung der Übermittlung an 

die FHH berufen, wenn es befürchtet, dass es zur Weitergaben an die Bürgerschaft und darüber 

zu einer Veröffentlichung dieser Informationen im Rahmen der parlamentarischen Beratung kom-

men könnte. 

                                                
40 Pelz in Bürgers/Körber, Aktiengesetz, 4. Aufl., § 394, Rn. 8; Schockenhoff, NZG 2018, 521, 527; Wilting, AG 2012, 529, 533. 
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Im Übrigen bleibt der Schutz nur insoweit bestehen, als die Kenntnis von Betriebs- und Geschäfts-

geheimnissen für die Zwecke der Berichte nicht von Bedeutung ist (§ 394 S. 2 AktG). Hierzu kor-

respondiert der HCGK, der eine Vorbereitung des Aufsichtsrats durch die zuständige Fachbehörde 

vorsieht. Eine sinnvolle Vorbereitung ist nur möglich, wenn das entsprechende Aufsichtsratsmit-

glied der Fachbehörde die relevanten Informationen zur Verfügung stellt. 

 

Der zuständigen Fachbehörde sind grundsätzliche alle Informationen mitzuteilen, die für eine 

sachgerechte Ausübung der Beteiligungsrechte durch die Gebietskörperschaft benötigt wer-

den.41 Hiervon sind insbesondere Berichte über Chancen und Risiken in der künftigen Geschäfts-

entwicklung sowie Einschätzungen zu Haftungsrisiken relevant.42 Eine Informationsweitergabe an 

andere Behörden der FHH als die für die Beteiligung zuständige Fachbehörde ist ebenfalls mög-

lich, wenn eine Geheimhaltung gesichert ist.43 

                                                
41  Schockenhoff, NZG 2018, 521, 527. 
42  Pelz in Bürgers/Körber, Aktiengesetz, 4. Aufl., § 394, Rn. 9. 
43  So grundsätzlich Belcke/Mehrhoff, GmbHR 2016, 576, 578; Land/Hallermayer, AG 2011, 114, 118; Mann, AG 2018, 57, 61; Wilting 

AG 2012, 529, 534, 541: „ausschließlich Angehörige der Verwaltung als Teil der Exekutive“. 
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Ob das Geheimhaltungsinteresse des Unternehmens überwiegt, ist eine gerichtlich voll überprüf-

bare Rechtsfrage, bei der kein Beurteilungs- und Ermessensspielraum des AR-Mitglieds besteht.44 

Offenbart ein Aufsichtsratsmitglied zu Unrecht ein Geheimnis der Gesellschaft, so kann daraus, 

wie bereits oben erörtert, eine Strafbarkeit folgen.45 

§ 394 S. 1 AktG regelt ausdrücklich nur, dass Berichte erstattet werden dürfen. Hiervon ist aller-

dings auch die Beifügung weiterer Unterlagen erfasst, wenn sie dem Aufsichtsratsmitglied über-

lassen wurden und die sinnvolle Betätigungsprüfung der FHH eine Weitergabe gebietet.46 

Soweit Bedienstete der FHH an der Aufsichtsratssitzung teilgenommen haben, kann ein auf Ver-

anlassung der FHH gewähltes oder entsandtes „externes“ Aufsichtsratsmitglied von der Berichts-

pflicht gemäß Ziffer 2.3 Abs.2 S. 3 HCGK befreit werden. 

5.2.5 Fortbildung 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats trifft die Pflicht, sich selbst fortzubilden oder an Fortbildungs-

maßnahmen des Unternehmens oder qualifizierter externer Dienstleister teilzunehmen. Dabei 

handelt es sich um eine höchstpersönliche und wichtige Aufgabe für Sie als Organmitglied. Ferner 

sollten Sie den Wirtschaftsverlauf der jeweiligen Branche Ihres öffentlichen Unternehmens und 

das Umfeld Ihrer Gesellschaft verfolgen. 

Mit der erstmaligen Bestellung zum Aufsichtsratsmitglied in einem hamburgischen öffentlichen 

Unternehmen sollen Sie zusätzlich an einer speziellen Fortbildung der FHH teilnehmen, die Ihnen 

Ihre Aufgaben als Aufsichtsrat in einem öffentlichen Unternehmen der FHH näher bringt und Ihnen 

die Grundlagen für Ihre Aufgabenwahrnehmung vermittelt. Diese Fortbildung ist obligatorisch und 

unabhängig von Ihrer fachlichen Qualifikation und Vorerfahrung als Organmitglied in anderen 

Unternehmen, denn es werden die Besonderheiten im Zusammenhang mit der FHH und der Zu-

sammenarbeit mit der Beteiligungsverwaltung vorgestellt. 

 

  

                                                
44  Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 394 AktG, Rn. 44; Schockenhoff, NZG 2018, 521, 527. 
45  Oetker in Schmidt, K./Lutter, AktG, 3. Aufl., § 394 AktG, Rn. 23. 
46  Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 394 AktG, Rn. 45; Oetker in Schmidt, K./Lutter, AktG, 3. Aufl., § 394 AktG, Rn. 25. 
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6. Haftung des Aufsichtsrats 

6.1 Haftung gegenüber der Gesellschaft 

Verletzt ein Aufsichtsratsmitglied seine Sorgfaltspflichten schuldhaft, ist es der Gesellschaft gem. 

§ 116 S. 1 AktG i. V. m. § 93 Abs. 1 AktG zum Schadensersatz verpflichtet, vgl. 

Ziff. 3.6 S. 2 HCGK: 

 

Für den Aufsichtsrat in der GmbH gilt diese Regelung grundsätzlich analog, vgl. 

§ 52 Abs. 1 GmbHG, § 25 Abs. 1 MitbestG, § 1 Abs. 1 Nr. 3 DrittelbG. 



Hamburgs Aufsichtsräte 

60 | 

 

6.1.1 Innenhaftung gegenüber der Gesellschaft 

Folge eines schuldhaften Pflichtverstoßes ist regelmäßig eine Schadensersatzpflicht. Generell 

handelt es sich hierbei um eine Innenhaftung gegenüber der Gesellschaft. Die leichte Fahrlässig-

keit ist bereits grundsätzlich ausreichend. Die Haftung des Aufsichtsrats gegenüber seiner Ge-

sellschaft knüpft an die organschaftliche Stellung an und gilt deshalb für sämtliche Aufsichtsrats-

mitglieder. Allein für die auf Veranlassung einer Gebietskörperschaft gewählten oder entsandten 

Aufsichtsratsmitglieder gilt hinsichtlich der Verschwiegenheitspflicht die Ausnahme der §§ 394, 

395 AktG (vgl. Kapitel 5.2.4 Berichtspflicht). Eine Information in diesem Zusammenhang stellt 

keine Pflichtverletzung dar und kann somit keinen Haftungsfall für das Aufsichtsratsmitglied aus-

lösen. [Gleiches gilt jedoch nicht für ein ohne Bezug zur Gebietskörperschaft stehendes Aufsichts-

ratsmitglied, wenn dieses Informationen an Dritte weitergibt; in Bezug auf diesen wäre auch die 

FHH als eine solche dritte Partei zu werten.] 

Beginn und Ende der Haftung knüpfen unmittelbar an die organschaftliche Stellung des Auf-

sichtsratsmitglieds an und sind daher grundsätzlich auf die Dauer der Zugehörigkeit zum Auf-

sichtsrat beschränkt. Gleichwohl können Pflichtverletzungen, die während der Zeit der Mitglied-

schaft begangen wurden, noch nach Ausscheiden verfolgt werden. Die Verschwiegenheitspflicht 

besteht selbstverständlich ungeachtet der Beendigung der Organstellung über alle erlangten In-

formationen fort.47 

6.1.2 Haftungsumfang und Haftungsfreistellung 

Der Haftungsumfang ist grundsätzlich unbegrenzt. Dieses kann weitreichende finanzielle Folgen 

für Aufsichtsratsmitglieder nach sich ziehen. 

Daher wird seitens der FHH grundsätzlich ein öffentlich-rechtlicher Freistellungsanspruch für Auf-

sichtsratsmitglieder gewährt – ohne dass damit ein Rechtsanspruch verbunden ist. Dieser wird 

gegenüber allen Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern erklärt, die auf Veranlassung der FHH 

gewählt oder entsandt wurden. Die Freistellung greift zumindest bei einfacher / „normaler“ Fahr-

lässigkeit des Aufsichtsratsmitglieds. Ferner erstreckt sie sich auf Handlungen, die das Aufsichts-

ratsmitglied im Rahmen der ihr/ihm auferlegten öffentlich-rechtlichen Weisung vorgenommen 

hat; dabei kann zum Teil auch eine Freistellung bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit erfolgen. 

Folgende Fallgruppen sind seitens der FHH für eine Haftungsfreistellung aller Vertreterinnen und 

Vertreter der FHH in Aufsichtsräten vorgesehen: 

- Beamtinnen und Beamte: § 76 des Hamburgischen Beamtengesetzes, 

                                                
47  Habersack in MüKo AktG, Aufl. 4, Bd. 2, § 116 AktG, Rn. 15. 
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- Angestellte der FHH: Nach § 3 Abs. 7 TV-L gelten für die Schadenshaftung der Beschäf-

tigten die Bestimmungen, die für die Beamten des jeweiligen Landes jeweils gelten, ent-

sprechend. 

- Externe, die ihr Mandat für die FHH ausüben: Der jeweiligen Mandatsträgerin/dem jewei-

ligen Mandatsträger wird nach ihrer/seiner Wahl/Bestellung/Berufung die Haftungsfrei-

stellung im obligatorischen Anschreiben durch die FHH, vertreten durch die FB, rechtsver-

bindlich im Umfang der beamtenrechtlichen Haftungsfreistellung rechtsverbindlich zuge-

sichert. 

- Senatorinnen und Senatoren: Gemäß § 8 Senatsgesetz stehen Senatorinnen und Senato-

ren in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zur FHH. Über diesen Status ergibt sich 

die Haftungsfreistellung für die Senatorinnen und Senatoren aus Art. 34 GG i.V.m. 

§ 839 BGB. 

6.1.3 D&O-Versicherung 

Daneben besteht nach Ziffer 3.7 HCGK die Möglichkeit, dass das öffentliche Unternehmen eine 

Vermögensschadens-Haftpflichtversicherung für „Directors and Officers“ (sog. D&O Versiche-

rung) für die Gesellschaftsorgane abschließt. Von dieser Möglichkeit soll bei öffentlichen Unter-

nehmen der FHH nur in besonderen und begründeten Ausnahmen in engen Grenzen Gebrauch 

gemacht werden. 

Gegenstand einer solchen Versicherung ist ein Versicherungsschutz, der für den Fall besteht, dass 

eine versicherte Person wegen einer bei Ausübung der versicherten Tätigkeit begangenen Pflicht-

verletzung aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für einen Vermögensschaden auf 

Schadensersatz in Anspruch genommen wird. 

Grundlegende Voraussetzung einer solchen D&O-Versicherung ist stets, dass die Geschäftsfüh-

rung, der Aufsichtsrat sowie ggf. weitere exponierte Beschäftigte der Gesellschaft nachweislich 

erhöhten unternehmerischen und/oder betrieblichen Risiken ausgesetzt sind. Ein Gutachten ei-

nes Wirtschaftsprüfers oder eines sonstigen (versicherungs-)unabhängigen Sachverständigen 

muss dabei die Basis der Entscheidung über den Abschluss sein. Dieses muss dabei mindestens 

eine Risikoabwägung (Risikolage, Risikohöhe, Eintrittswahrscheinlichkeit) folgende aussagekräftig 

beschreiben und einen Bedarf nachweisen. Dabei ist zudem die Ausgestaltung der D&O-Versiche-

rung, der zu versichernde Personenkreis und die notwendige Deckungssumme darzustellen und 

zu erläutern. Die diesbezügliche Entscheidung der Geschäftsführung und ihre Begründung – ins-

besondere zur Zweckmäßigkeit und Angemessenheit – sowie das Gutachten sind dem Aufsichts-

rat zur Zustimmung vorzulegen.  
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Bei einer D&O-Versicherung ist stets ein Selbstbehalt von mind. 10% des Schadens bis mindes-

tens zur Höhe des eineinhalbfachen der festen jährlichen Vergütung vorzusehen. Für Aufsichts-

ratsmitglieder soll allerdings nur dann ein Selbstbehalt vereinbart werden, wenn sie für ihre Tä-

tigkeit im Aufsichtsrat eine Vergütung erhalten. 

 

Werden die Mitglieder des Aufsichtsrats in die D&O-Versicherung einbezogen, so bedarf es für 

den Vertragsabschluss zusätzlich zwingend zuvor der Zustimmung der zuständigen Fachbehörde 

bzw. der Gesellschafterversammlung, vgl. Ziffer 3.7 Abs. 2 S. 2 HCGK. 

6.2 Haftung gegenüber Gesellschaftsgläubigern 

Gegenüber den Gesellschaftsgläubigern haften die Aufsichtsratsmitglieder grundsätzlich nicht. 

Das Aktienrecht kennt jedoch in § 93 Abs. 5 AktG die Möglichkeit eines Ersatzanspruchs der Gläu-

biger, wenn die Gesellschaft sie nicht befriedigen kann. Diese kann ebenfalls gegenüber dem Auf-

sichtsrat gemäß § 116 S. 1 AktG sinngemäß direkt vom Gläubiger erhoben werden.48 

                                                
48  Habersack in MüKo AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 116, Rn. 79. 
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Beim obligatorischen Aufsichtsrat der mitbestimmten GmbH besteht ebenfalls eine Durchgriffs-

möglichkeit der Gläubiger auf die Aufsichtsräte. 

Eine dahinterstehende Haftung Dritter – bspw. der FHH als entsendende Körperschaft für „ihre“ 

Aufsichtsratsmitglieder – wird hingegen von der Rechtsprechung abgelehnt. Der Bundesgerichts-

hof49 hat unter Hinweis auf das Gebot der unabhängigen Amtsführung eine Zurechnung abgelehnt; 

eine haftungsbegründende Pflichtenstellung der abordnenden Gesellschaft ist nicht gegeben.50 

 

Aufgrund der damit regelmäßig verbundenen komplexen Rechtsfragen wird Ihnen als Aufsichts-

ratsmitglied dringend empfohlen, bereits bei ersten Anzeichen solch kritischer Sachverhalte un-

mittelbar mit der zuständigen Beteiligungsverwaltung in Kontakt zu treten. 

7. Geschenke und sonstige Zuwendungen / Compliance 

Das Thema Compliance erfährt völlig zu Recht eine zunehmende Bedeutung in der Öffentlichkeit. 

Vor allem die Annahme von Vorteilen, Zuwendungen und Geschenken kann jederzeit zu proble-

matischen Situationen für ein Organmitglied führen. Insbesondere bei öffentlichen Unternehmen 

ist ein sehr strenger Maßstab anzulegen, da es sich um öffentliches Vermögen handelt. Hierbei 

sind die an staatliche Vertreter gesetzten Erwartungen und Ansprüche auch für auf Veranlassung 

der FHH gewählte bzw. entsandte „externe“ Organmitglieder sinngemäß zu berücksichtigen. 

Die selbstlose, uneigennützige und auf keinen persönlichen Vorteil bedachte Führung der 

Dienstgeschäfte ist eine der wesentlichen Grundlagen eines am Wohl aller Bürgerinnen und Bürger 

ausgerichteten öffentlichen Dienstes. Bedienstete, die in Bezug auf ihr Amt oder ihren Beruf Ge-

schenke oder sonstige Vorteile annehmen, gefährden das Vertrauen der Allgemeinheit und ihrer 

                                                
49  BGH II ZR 171/83, Urteil vom 26.03.1984 - BGHZ 90, 381, 397f. 
50  Habersack in Müko AktG, 4. Aufl., Bd. 2, § 116, Rn. 82f.; Koch in Hüffer/Koch, Aktiengesetz, 13. Aufl., § 116 AktG, Rn. 14. 
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Behörde in ihre Zuverlässigkeit und setzen das Ansehen des gesamten öffentlichen Dienstes und 

anderer öffentlicher Einrichtungen herab. Sie erwecken zugleich den Verdacht, für Amtshandlun-

gen allgemein käuflich zu sein und sich bei ihren Dienstgeschäften nicht ausschließlich an sachli-

chen Erwägungen zu orientieren, sondern sich auch von der Rücksicht auf die ihnen zugesagten, 

gewährten oder von ihnen geforderten Vorteile leiten zu lassen. Das darf es im Interesse einer 

funktionsgerecht, zweckmäßig und sachlich orientierten Verwaltung nicht geben. 

Das gleiche Selbstverständnis und Zielbild wird von den öffentlichen Unternehmen der FHH, ihrer 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Organmitglieder als Teilaspekt einer Compliance-Strategie 

eingefordert. Auch und gerade der Aufsichtsrat und seine Mitglieder sollen sich hieran in ihrem 

Handeln ausrichten. Nach Ziffer 4.1.4 HCGK ist eine entsprechende Regelung der Compliance-

Fragen obligatorisch und erstreckt sich auf alle öffentlichen Unternehmen, ihre Organe und Or-

ganmitglieder. Hierzu ist durch die Geschäftsführung ein Compliance Management System (CMS) 

unter Beteiligung des Aufsichtsrats einzuführen und ihm hierzu regelmäßig zu berichten, vgl. Zif-

fer 3.4 HCGK. 

 

Dementsprechend ist insbesondere die Annahme jeglicher Art von Belohnungen, Geschenken   

oder sonstigen Vorteilen in Bezug auf das Amt oder die damit verbundene Tätigkeit für alle Be-

schäftigten und Organmitglieder im Rahmen eines CMS nach Maßgabe der „Bekanntmachung über 

das Verbot und die ausnahmsweise zulässige Annahme von Belohnungen und Geschenken“ des 

Senats aus dem Jahr 2019 bzw. der aktualisierten Fassung und auf Basis der Compliance-Rah-

menrichtlinie für die öffentlichen Unternehmen der FHH zu regeln. 
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8. Vergütung und Sitzungsgeld 

Das Aktienrecht regelt in § 113 AktG, dass den Aufsichtsratsmitgliedern eine Vergütung gewährt 

werden kann, die dazu in der Satzung geregelt oder von der Hauptversammlung festgelegt werden 

muss. Dies gilt über die Verweisung in § 52 GmbHG ebenfalls für den fakultativen Aufsichtsrat. 

8.1 Besonderheiten zur Vergütung und Auszahlungsmethode bei Beteili-
gungen der FHH 

Für die Unternehmen mit Beteiligung der FHH oder der HGV sind jedoch im HCGK abweichende 

Regelungen festgehalten, welche für die Unternehmen über ihre Entsprechenserklärungen bin-

dend werden. Hiernach ist bei Unternehmen, die nur von der öffentlichen Hand getragen werden 

oder an denen nur die öffentliche Hand beteiligt ist, keine Vergütung zu zahlen. Die Aufsichtsrats-

mitglieder erhalten lediglich Sitzungsgelder. 

Handelt es sich allerdings bei den Aufsichtsratsmitgliedern zudem um Staatsbedienstete, dann 

erhalten sie weder eine Vergütung, noch Sitzungsgelder, da sie ihre Tätigkeit im Rahmen ihres 

Hauptamtes ausüben. 
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8.2 Einkommenssteuerpflicht 

Vergütungen und Sitzungsgelder unterliegen der Einkommenssteuerpflicht. Diese ist eigenverant-

wortlich von jedem Aufsichtsratsmitglied wahrzunehmen und gegenüber dem Finanzamt zu erklä-

ren. Grundsätzlich sind auf die im Rahmen der Aufsichtsratstätigkeit erzielten Einkünfte die Re-

gelungen über Freiberufler und Selbständige anzuwenden, wobei insbesondere auf die umsatz-

steuerrechtlichen Besonderheiten bei der Tätigkeit als Mitglied des Aufsichtsrats Rücksicht zu 

nehmen ist51. 

9. Abschließende Empfehlung 

Wie bereits einleitend erwähnt, ergeben sich die vorstehenden Erläuterungen und Handlungsan-

weisungen aus einer Zusammenschau der gesetzlichen Vorschriften (AktG und GmbHG) sowie 

dem HCGK. Es ist unerlässlich, dass Sie sich über die etwaigen Abweichungen informieren, die sich 

aus dem Gesellschaftsvertrag Ihres Unternehmens ergeben können. Der Rechtsrahmen kann sich 

über die Zeit dynamisch entwickeln. Die aktuelle Rechtsprechung ist im Bereich des Gesellschafts-

rechts für Ihre Arbeit ebenfalls von wesentlicher Bedeutung.  

Aus diesem Grund wird Ihnen das vorliegende Werk auch über eine Downloadfunktion im Internet 

unter http://beteiligungsbericht.fb.hamburg.de/ zur Verfügung gestellt. So kann sichergestellt 

werden, dass Sie erforderliche Anpassungen durch Aktualisierung der Online-Datei kurzfristig er-

reichen.  

Bei Fragen steht Ihnen neben der Geschäftsführung immer auch Ihre zuständige Betei-

ligungsverwaltung gerne mit Rat und Tat zur Seite; bitte machen Sie hiervon gern Ge-

brauch! 

  

                                                
51 s. auch Urteil des Bundesfinanzhofs vom 27. November 2019, Aktenzeichen V R 23/19 
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